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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 24 . Oktober 1988

zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
( 88 / 591 / EGKS , EWG , Euratom)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , insbesondere
auf Artikel 32d ,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 168a ,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 140a ,

gestützt auf das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl , unter­
zeichnet in Paris am 18 . April 1951 ,

gestützt auf das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft , unterzeichnet in
Brüssel am 17 . April 1957 ,

gestützt auf das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs
der Europäischen Atomgemeinschaft , unterzeichnet in Brüs­
sel am 17 . April 1957 ,

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und Befrei­
ungen der Europäischen Gemeinschaften , unterzeichnet in
Brüssel am 8 . April 1965 ,

auf Antrag des Gerichtshofs ,

nach Stellungnahme der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gerichtshof ein Gericht erster Instanz beizuordnen , das
wichtige richterliche Funktionen wahrzunehmen hat und
dessen Mitglieder jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten
und über die Befähigung zur Ausübung derartiger Funktio­
nen verfügen .

Die vorstehend genannten Bestimmungen ermächtigen den
Rat , dem Gericht erster Instanz , gegen dessen Entscheidun­
gen ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim
Gerichtshof nach Maßgabe der Satzung eingelegt werden
kann , die erstinstanzliche Zuständigkeit für bestimmte
Gruppen von Klagen natürlicher oder juristischer Personen
zu übertragen . Der Rat legt aufgrund dieser Bestimmungen
die Zusammensetzung dieses Gerichts fest und beschließt die
Anpassungen und ergänzenden Bestimmungen , die in bezug
auf die Satzungen des Gerichtshofs notwendig sind .

Für Klagen , deren Entscheidung eine eingehende Prüfung
komplexer Sachverhalte erfordert , ist die Einführung zweier
Rechtszüge geeignet , den Rechtsschutz des einzelnen zu
verbessern .

Zur Aufrechterhaltung der Qualität und der Effizienz des
Rechtsschutzes in der Rechtsprechung der Gemeinschaft
muß es dem Gerichtshof ermöglicht werden , seine Tätigkeit
auf seine grundlegende Aufgabe — die Gewährleistung einer
einheitlichen Auslegung des Gemeinschaftsrechts — zu kon­
zentrieren .

Es ist daher erforderlich , von der Ermächtigung aufgrund des
Artikels 32d EGKS-Vertrag, des Artikels 168a EWG-Ver­
trag und des Artikels 140a EAG-Vertrag Gebrauch zu
machen und dem Gericht die Zuständigkeit im ersten
Rechtszug für bestimmte Gruppen von Klagen zu übertra­
gen , die häufig eine Prüfung komplexer Sachverhalte erfor­
dern , nämlich für Klagen von Bediensteten der Organe sowie
in bezug auf den EGKS-Vertrag für Klagen von Unterneh­
men und Verbänden im Bereich der Umlagen , der Erzeu­
gung, der Preise sowie der Kartelle und Zusammenschlüsse
und in bezug auf den EWG-Vertrag für Klagen von natürli­
chen oder juristischen Personen in Wettbewerbssachen —

Artikel 32d EGKS-Vertrag , Artikel 168a EWG-Vertrag und
Artikel 140a EAG-Vertrag ermächtigen den Rat , dem

(») ABl . Nr . C 187 vom 18 . 7 . 1988 , S. 227 .
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BESCHLIESST :

Artikel 1

Dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften wird ein
„Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften",
nachstehend „Gericht" genannt , beigeordnet . Das Gericht
hat seinen Sitz bei dem Gerichtshof.

Kommission erhoben werden und die individuelle Ent­
scheidungen betreffen , die aufgrund des Artikels 50 und
der Artikel 57 bis 66 dieses Vertrages ergangen sind ;

c) bei Klagen , die von natürlichen oder juristischen Per­
sonen gemäß Artikel 173 Absatz 2 und Artikel 175
Absatz 3 EWG-Vertrag gegen ein Organ der Gemein­
schaften erhoben werden und die Anwendung der für
Unternehmen geltenden Wettbewerbsvorschriften zum
Gegenstand haben .

( 2 ) Erhebt eine natürliche oder juristische Person eine
Klage , für die nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels das
Gericht zuständig ist , und eine Klage im Sinne des Artikels 40
Absätze 1 und 2 EGKS-Vertrag , des Artikels 178 EWG-Ver­
trag oder des Artikels 151 EAG-Vertrag auf Ersatz des
Schadens , den ein Organ der Gemeinschaften durch die
Handlung oder die Unterlassung , die Gegenstand der ersten
Klage sind , verursacht hat , so ist das Gericht auch für die
Entscheidung über die Klage , die auf Ersatz dieses Schadens
gerichtet ist , zuständig .

( 3 ) Der Rat prüft unter Berücksichtigung der gewonnenen
Erfahrungen einschließlich der Entwicklung der Rechtspre­
chung nach zweijähriger Tätigkeit des Gerichts erneut den
Vorschlag des Gerichtshofs , dem Gericht die Zuständigkeit
zu übertragen für Klagen , die gemäß Artikel 33 Absatz 2 und
Artikel 35 EGKS-Vertrag von den Unternehmen oder den in
Artikel 48 dieses Vertrages genannten Verbänden gegen die
Kommission erhoben werden und Handlungen im Zusam­
menhang mit der Anwendung von Artikel 74 dieses Vertra­
ges betreffen sowie für Klagen , die von natürlichen oder
juristischen Personen gemäß Artikel 173 Absatz 2 und
Artikel 175 Absatz 3 EWG-Vertrag gegen ein Organ der
Gemeinschaften erhoben werden und im Falle von Dumping
oder Subvention getroffene handelspolitische Schutzmaß­
nahmen im Sinne des Artikels 113 dieses Vertrages zum
Gegenstand haben .

Artikel 2

( 1 ) Das Gericht besteht aus zwölf Mitgliedern .

( 2 ) Die Mitglieder wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten
des Gerichts für die Dauer von drei Jahren . Wiederwahl ist
zulässig .

( 3 ) Die Mitglieder des Gerichts können dazu bestellt
werden , die Tätigkeit eines Generalanwalts auszuüben .

Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und
Unabhängigkeit begründete Schlußanträge zu bestimmten
dem Gericht unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stel­
len , um das Gericht bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu
unterstützen .

Die Kriterien für die Bestimmung solcher Rechtssachen sowie
die Einzelheiten für die Bestellung der Generalanwälte
werden in der Verfahrensordnung des Gerichts festgelegt .

Ein in einer Rechtssache zum Generalanwalt bestelltes
Mitglied darf bei der Entscheidung dieser Rechtssache nicht
mitwirken .

(4 ) Das Gericht tagt in Kammern mit drei oder fünf
Richtern . Die Bildung der Kammern und die Zuweisung der
Rechtssachen an sie erfolgt entsprechend der Verfahrens­
ordnung . In bestimmten in der Verfahrensordnung festgeleg­
ten Fällen kann das Gericht in Vollsitzungen tagen .

( 5 ) Artikel 21 des Protokolls über die Vorrechte und
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften sowie Arti­
kel 6 des Vertrages zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates
und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen
Gemeinschaften finden auf die Mitglieder und den Kanzler
des Gerichts entsprechende Anwendung.

Artikel 4

Vorbehaltlich der nachstehenden Bestimmungen finden die
Artikel 34 , 36 , 39 , 44 und 92 EGKS-Vertrag , die Arti­
kel 172 , 174 , 176 , 184 bis 187 und 192 EWG-Vertrag und
die Artikel 147 , 149 , 156 bis 159 und 164 EAG-Vertrag auf
das Gericht entsprechende Anwendung .

Artikel 5

In das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl werden
nach Artikel 43 die folgenden Bestimmungen eingefügt :

„VIERTER TEIL

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Rechtsstellung der Mitglieder und Organisation
des Gerichts

Artikel 44

Die Artikel 2 , 3 , 4 , 6 bis 9 , Artikel 13 Absatz 1 , Arti­
kel 17 , Artikel 18 Absatz 2 und Artikel 19 dieser Satzung

Artikel 3

( 1 ) Das Gericht übt im ersten Rechtszug die Zuständig­
keiten aus , die dem Gerichtshof durch die Verträge zur
Gründung der Gemeinschaften und die zur Durchführung
dieser Verträge erlassenen Rechtsakte übertragen worden
sind :

a ) bei Streitsachen zwischen den Gemeinschaften und deren
Bediensteten im Sinne des Artikels 179 EWG-Vertrag
und des Artikels 152 EAG-Vertrag;

b ) bei Klagen , die gemäß Artikel 33 Absatz 2 und Artikel 35
EGKS-Vertrag von Unternehmen oder von den in Arti­
kel 48 dieses Vertrages genannten Verbänden gegen die
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das Gericht ferner für nicht zuständig erklären , damit der
Gerichtshof über diese Klagen entscheidet . In den in
diesem Absatz genannten Fällen kann auch der Gerichts­
hof die Aussetzung des bei ihm anhängigen Verfahrens
beschließen ; in diesem Fall wird das Verfahren vor dem
Gericht fortgeführt .

Artikel 48

Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie
allen Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen ,
auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht
als Streithelfer beigetreten sind , die Endentscheidungen
des Gerichts und die Entscheidungen , die über einen Teil
des Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwi­
schenstreit beenden , der eine Einrede wegen Unzustän­
digkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat .

finden auf das Gericht und dessen Mitglieder entspre­
chende Anwendung. Der Eid gemäß Artikel 2 wird vor
dem Gerichtshof geleistet ; die in den Artikeln 3 , 4 und 7
genannten Entscheidungen trifft der Gerichtshof nach
Stellungnahme des Gerichts .

Kanzler und Personal

Artikel 45

Das Gericht ernennt einen Kanzler und bestimmt dessen
Stellung . Die Artikel 9 und 14 dieser Satzung finden auf
den Kanzler des Gerichts entsprechende Anwendung.

Der Präsident des Gerichtshofs und der Präsident des
Gerichts legen einvernehmlich fest , in welcher Weise
Beamte und sonstige Bedienstete , die dem Gerichtshof
beigegeben sind , dem Gericht Dienste leisten , um ihm die
Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen . Einzelne
Beamte oder sonstige Bedienstete unterstehen dem Kanz­
ler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des
Gerichts .

Das Verfahren vor dem Gericht

Artikel 46

Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach dem
Dritten Titel dieser Satzung; Artikel 41 und 42 sind
gegenstandslos .

Das Verfahren wird , soweit dies erforderlich ist , durch
die nach Maßgabe von Artikel 32d Absatz 4 des Vertrages
erlassene Veirfahrensordnung im einzelnen geregelt und
ergänzt .

Abweichend von Artikel 21 Absatz 4 dieser Satzung kann
der Generalanwalt seine begründeten Schlußanträge
schriftlich stellen .

Artikel 47

Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz , die an
das Gericht gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des
Gerichtshofs eingereicht , so übermittelt dieser sie unver­
züglich an den Kanzler des Gerichts ; wird eine Klage­
schrift oder ein anderer Schriftsatz , die an den Gerichts­
hof gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des Gerichts
eingereicht , so übermittelt dieser sie unverzüglich an den
Kanzler des Gerichtshofs .

Stellt das Gericht fest , daß es für eine Klage nicht
zuständig ist , die in die Zuständigkeit des Gerichtshofs
fällt , so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof;
stellt der Gerichtshof fest , daß eine Klage in die Zustän­
digkeit des Gerichts fällt , so verweist er den Rechtsstreit
an das Gericht , das sich dann nicht für unzuständig
erklären kann .

Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen
anhängig , die den gleichen Gegenstand haben , die gleiche
Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben
Rechtsaktes betreffen , so kann das Gericht nach Anhö­
rung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des Urteils
des Gerichtshofs aussetzen . Handelt es sich um Klagen
auf Nichtigerklärung desselben Rechtsaktes , so kann sich

Rechtsmittel zum Gerichtshof

Artikel 49

Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die
Entscheidungen , die über einen Teil des Streitgegenstands
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden , der
eine Einrede der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit
zum Gegenstand hat , kann ein Rechtsmittel beim
Gerichtshof eingelegt werden ; die Rechtsmittelfrist
beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der
angefochtenen Entscheidung.

Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt
werden , die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise
unterlegen ist . Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten
oder Gemeinschaftsorgane können dieses Rechtsmittel
jedoch nur dann einlegen , wenn die Entscheidung des
Gerichts sie unmittelbar berührt .

Mit Ausnahme von Fällen , die sich auf Streitsachen
zwischen den Gemeinschaften und ihren Bediensteten
beziehen , kann dieses Rechtsmittel auch von den Mit­
gliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen eingelegt
werden , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind . In diesem Fall befinden sie sich in
derselben Stellung wie die Mitgliedstaaten und Organe ,
die dem Rechtsstreit im ersten Rechtszug beigetreten
sind .

Artikel 50

Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem
Gericht abgelehnt , so kann der Antragsteller binnen zwei
Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung
ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen .

Gegen die aufgrund des Artikels 39 Absätze 2 und 3 oder
des Artikels 92 Absatz 3 des Vertrages ergangenen
Entscheidungen des Gerichts können die Parteien des
Verfahrens binnen zwei Monaten nach Zustellung ein
Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen .

Die Entscheidung über das gemäß den Absätzen 1 und 2
des vorliegenden Artikels eingelegte Rechtsmittel ergeht
nach Maßgabe des Artikels 33 dieser Satzung.
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Artikel 6

Die bisherigen Artikel 44 und 45 des Protokolls über die
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl werden Artikel 55 und 56 .

Artikel 51

Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf
Rechtsfragen beschränkt . Es kann nur auf die Unzustän­
digkeit des Gerichts , auf einen Verfahrensfehler , durch
den die Interessen des Rechtsmittelführers beeinträchtigt
werden , sowie auf eine Verletzung des Gemeinschafts­
rechts durch das Gericht gestützt werden .

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder
gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig .

Das Verfahren vor dem Gerichtshof

Artikel 52

Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts ein Rechts­
mittel eingelegt , so besteht das Verfahren vor dem
Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem münd­
lichen Verfahren . Unter den in der Verfahrensordnung
festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach
Anhörung des Generalanwalts und der Parteien ohne
mündliches Verfahren entscheiden .

Aufschiebende Wirkung

Artikel 53

Unbeschadet des Artikels 39 Absätze 2 und 3 des
Vertrages haben Rechtsmittel keine aufschiebende Wir­
kung.

Abweichend von Artikel 44 des Vertrages werden die
Entscheidungen des Gerichts , in denen eine allgemeine
Entscheidung für nichtig erklärt wird , erst nach Ablauf
der in Artikel 49 Absatz 1 dieser Satzung vorgesehenen
Frist oder , wenn innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel
eingelegt worden ist , nach dessen Zurückweisung wirk­
sam ; ein Beteiligter kann jedoch gemäß Artikel 39
Absätze 2 und 3 des Vertrages beim Gerichtshof die
Aussetzung der Wirkungen der für nichtig erklärten
Entscheidung oder sonstige einstweilige Anordnungen
beantragen .

Entscheidung des Gerichtshofs über das Rechtsmittel

Artikel 54

Ist das Rechtsmittel begründet , so hebt der Gerichtshof
die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann sodann den
Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden , wenn dieser zur
Entscheidung reif ist , oder die Sache zur Entscheidung an
das Gericht zurückverweisen .

Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die
rechtliche Beurteilung in der Entscheidung des Gerichts­
hofs gebunden .

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gemein­
schaftsorgan , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind , eingelegte Rechtsmittel begründet , so
kann der Gerichtshof, falls er dies für notwendig hält ,
diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung
des Gerichts bezeichnen , die für die Parteien des Rechts­
streits als fortgeltend zu betrachten sind."

Artikel 7

In das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden nach Arti­
kel 43 die folgenden Bestimmungen eingefügt :

„TITEL IV

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Artikel 44

Die Artikel 2 bis 8 und die Artikel 1 3 bis 1 6 dieser Satzung
finden auf das Gericht und dessen Mitglieder entspre­
chende Anwendung. Der Eid gemäß Artikel 2 wird vor
dem Gerichtshof geleistet ; die in den Artikeln 3 , 4 und 6
genannten Entscheidungen trifft der Gerichtshof nach
Stellungnahme des Gerichts .

Artikel 45

Das Gericht ernennt einen Kanzler und bestimmt dessen
Stellung . Die Artikel 9 , 10 und 13 dieser Satzung finden
auf den Kanzler des Gerichts entsprechende Anwen­
dung.

Der Präsident des Gerichtshofs und der Präsident des
Gerichts legen einvernehmlich fest , in welcher Weise
Beamte und sonstige Bedienstete , die dem Gerichtshof
beigegeben sind , dem Gericht Dienste leisten , um ihm die
Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen . Einzelne
Beamte oder sonstige Bedienstete unterstehen dem Kanz­
ler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des
Gerichts .

Artikel 46

Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach
Titel III dieser Satzung ; Artikel 20 ist gegenstandslos .

Das Verfahren wird , soweit dies erforderlich ist , durch
die nach Maßgabe von Artikel 168a Absatz 4 des
Vertrages erlassene Verfahrensordnung im einzelnen
geregelt und ergänzt .

Abweichend von Artikel 18 Absatz 4 dieser Satzung kann
der Generalanwalt seine begründeten Schlußanträge
schriftlich stellen .

Artikel 47

Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz , die an
das Gericht gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des
Gerichtshofs eingereicht , so übermittelt dieser sie unver­
züglich an den Kanzler des Gerichts ; wird eine Klage­
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schritt oder ein anderer Schriftsatz , die an den Gerichts­
hof gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des Gerichts
eingereicht , so übermittelt dieser sie unverzüglich an den
Kanzler des Gerichtshofs .

Stellt das Gericht fest , daß es für eine Klage nicht
zuständig ist , die in die Zuständigkeit des Gerichtshofs
fällt , so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof;
stellt der Gerichtshof fest , daß eine Klage in die Zustän­
digkeit des Gerichts fällt , so verweist er den Rechtsstreit
an das Gericht , das sich dann nicht für unzuständig
erklären kann .

Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen
anhängig , die den gleichen Gegenstand haben , die gleiche
Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben
Rechtsaktes betreffen , so kann das Gericht nach Anhö­
rung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des Urteils
des Gerichtshofs aussetzen . Handelt es sich um Klagen
auf Nichtigerklärung desselben Rechtsaktes , so kann sich
das Gericht ferner für nicht zuständig erklären , damit der
Gerichtshof über diese Klagen entscheidet . In den in
diesem Absatz genannten Fällen kann auch der Gerichts­
hof die Aussetzung des bei ihm anhängigen Verfahrens
beschließen ; in diesem Fall wird das Verfahren vor dem
Gericht fortgeführt .

Artikel 48

Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie
allen Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen ,
auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht
als Streithelfer beigetreten sind , die Endentscheidungen
des Gerichts und die Entscheidungen , die über einen Teil
des Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwi­
schenstreit beenden , der eine Einrede wegen Unzustän­
digkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat .

Artikel 49

Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die
Entscheidungen , die über einen Teil des Streitgegenstands
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden , der
eine Einrede der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit
zum Gegenstand hat , kann ein Rechtsmittel beim
Gerichtshof eingelegt werden ; die Rechtsmittelfrist
beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der
angefochtenen Entscheidung.

Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt
werden , die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise
unterlegen ist . Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten
oder Gemeinschaftsorgane können dieses Rechtsmittel
jedoch nur dann einlegen , wenn die Entscheidung des
Gerichts sie unmittelbar berührt .

Mit Ausnahme von Fällen , die sich auf Streitsachen
zwischen den Gemeinschaften und ihren Bediensteten
beziehen , kann dieses Rechtsmittel auch von den Mit­
gliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen eingelegt
werden , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind . In diesem Fall befinden sie sich in
derselben Stellung wie Mitgliedstaaten und Organe, die
dem Rechtsstreit im ersten Rechtszug beigetreten sind .

Artikel SO

Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem
Gericht abgelehnt , so kann der Antragsteller binnen zwei
Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung
ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen .

Gegen die aufgrund der Artikel 185,186 und des Artikels
192 Absatz 4 des Vertrages ergangenen Entscheidungen
des Gerichts können die Parteien des Verfahrens binnen
zwei Monaten nach Zustellung ein Rechtsmittel beim
Gerichtshof einlegen .

Die Entscheidung über das gemäß den Absätzen 1 und 2
des vorliegenden Artikels eingelegte Rechtsmittel ergeht
nach Maßgabe des Artikels 36 dieser Satzung.

Artikel 51

Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf
Rechtsfragen beschränkt . Es kann nur auf die Unzustän­
digkeit des Gerichts , auf einen Verfahrensfehler , durch
den die Interessen des Rechtsmittelführers beeinträchtigt
werden , sowie auf eine Verletzung des Gemeinschafts­
rechts durch das Gericht gestützt werden .

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder
gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig .

Artikel 52

Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts ein Rechts­
mittel eingelegt , so besteht das Verfahren vor dem
Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem münd­
lichen Verfahren . Unter den in der Verfahrensordnung
festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach
Anhörung des Generalanwalts und der Parteien ohne
mündliches Verfahren entscheiden .

Artikel 53

Unbeschadet der Artikel 185 und 186 des Vertrages
haben Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung.

Abweichend von Artikel 187 des Vertrages werden die
Entscheidungen des Gerichts , in denen eine Verordnung
für nichtig erklärt wird , erst nach Ablauf der in Artikel 49
Absatz 1 dieser Satzung vorgesehenen Frist oder , wenn
innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt worden
ist , nach dessen Zurückweisung wirksam ; ein Beteiligter
kann jedoch gemäß den Artikeln 185 und 186 des
Vertrages beim Gerichtshof die Aussetzung der Wirkun­
gen der für nichtig erklärten Verordnung oder sonstige
einstweilige Anordnungen beantragen .

Artikel 54

Ist das Rechtsmittel begründet , so hebt der Gerichtshof
die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann sodann den
Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden , wenn dieser zur
Entscheidung reif ist , oder die Sache zur Entscheidung an
das Gericht zurückverweisen .
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Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die
rechtliche Beurteilung in der Entscheidung des Gerichts­
hofs gebunden .

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gemein­
schaftsorgan , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind , eingelegte Rechtsmittel begründet , so
kann der Gerichtshof, falls er dies für notwendig hält ,
diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung
des Gerichts bezeichnen , die für die Parteien des Rechts­
streits als fortgeltend zu betrachten sind ."

Artikel 8

Die bisherigen Artikel 44 , 45 und 46 des Protokolls über die
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft werden Artikel 55 , 56 und 57 .

Vertrages erlassene Verfahrensordnung im einzelnen
geregelt und ergänzt .

Abweichend von Artikel 1 8 Absatz 4 dieser Satzung kann
der Generalanwalt seine begründeten Schlußanträge
schriftlich stellen .

Artikel 48

Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz , die an
das Gericht gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des
Gerichtshofs eingereicht , so übermittelt dieser sie unver­
züglich an den Kanzler des Gerichts ; wird eine Klage­
schrift oder ein anderer Schriftsatz , die an den Gerichshof
gerichtet sind , irrtümlich beim Kanzler des Gerichts
eingereicht , so übermittelt dieser sie unverzüglich an den
Kanzler des Gerichtshofs .

Stellt das Gericht fest , daß es für eine Klage nicht
zuständig ist , die in die Zuständigkeit des Gerichtshofs
fällt , so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof;
stellt der Gerichtshof fest , daß eine Klage in die Zustän­
digkeit des Gerichts fällt , so verweist er den Rechtsstreit
an das Gericht , das sich dann nicht für unzuständig
erklären kann .

Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen
anhängig , die den gleichen Gegenstand haben , die gleiche
Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben
Rechtsaktes betreffen , so kann das Gericht nach Anhö­
rung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des Urteils
des Gerichtshofs aussetzen . Handelt es sich um Klagen
auf Nichtigerklärung desselben Rechtsaktes , so kann sich
das Gericht ferner für nicht zuständig erklären , damit der
Gerichtshof über diese Klagen entscheidet . In den in
diesem Absatz genannten Fällen kann auch der Gerichts­
hof die Aussetzung des bei ihm anhängigen Verfahrens
beschließen ; in diesem Fall wird das Verfahren vor dem
Gericht fortgeführt .

Artikel 49

Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie
allen Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen ,
auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht
als Streithelfer beigetreten sind , die Endentscheidungen
des Gerichts und die Entscheidungen , die über einen Teil
des Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwi­
schenstreit beenden , der eine Einrede wegen Unzustän­
digkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat .

Artikel 50

Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die
Entscheidungen , die über einen Teil des Streitgegenstands
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden , der
eine Einrede der Unzuständigkeit oder Unzulässigkeit
zum Gegenstand hat , kann ein Rechtsmittel beim
Gerichtshof eingelegt werden ; die Rechtsmittelfrist
beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der
angefochtenen Entscheidung .

Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt
werden , die mit ihren Anträgen ganz oder teilweise

Artikel 9

In das Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Atomgemeinschaft werden nach Artikel 44 die
folgenden Bestimmungen eingefügt :

„TITEL IV

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Artikel 45

Die Artikel 2 bis 8 und die Artikel 13 bis 16 dieser Satzung
finden auf das Gericht und dessen Mitglieder entspre­
chende Anwendung. Der Eid gemäß Artikel 2 wird vor
dem Gerichtshof geleistet ; die in den Artikeln 3 , 4 und 6
genannten Entscheidungen trifft der Gerichtshof nach
Stellungnahme des Gerichts .

Artikel 46

Das Gericht ernennt einen Kanzler und bestimmt dessen
Stellung . Die Artikel 9 , 10 und 13 dieser Satzung finden
auf den Kanzler des Gerichts entsprechende Anwen­
dung .

Der Präsident des Gerichtshofs und der Präsident des
Gerichts legen einvernehmlich fest , in welcher Weise
Beamte und sonstige Bedienstete , die dem Gerichtshof
beigegeben sind , dem Gericht Dienste leisten , um ihm die
Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen . Einzelne
Beamte oder sonstige Bedienstete unterstehen dem Kanz­
ler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des
Gerichts .

Artikel 47

Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach
Titel III dieser Satzung; die Artikel 20 und 21 sind
gegenstandslos .

Das Verfahren wird , soweit dies erforderlich ist , durch
die nach Maßgabe von Artikel 140a Absatz 4 des
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kann jedoch gemäß den Artikeln 157 und 158 des
Vertrages beim Gerichtshof die Aussetzung der Wirkun­
gen der für nichtig erklärten Verordnung oder sonstige
einstweilige Anordnungen beantragen .

Artikel 55

Ist das Rechtsmittel begründet , so hebt der Gerichtshof
die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann sodann den
Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden , wenn dieser zur
Entscheidung reif ist , oder die Sache zur Entscheidung an
das Gericht zurückverweisen .

Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die
rechtliche Beurteilung in der Entscheidung des Gerichts­
hofs gebunden .

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gemein­
schaftsorgan , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind , eingelegte Rechtsmittel begründet , so
kann der Gerichtshof, falls er dies für notwendig hält ,
diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung
des Gerichts bezeichnen , die für die Parteien des Rechts­
streits als fortgeltend zu betrachten sind ."

Artikel 10

Die bisherigen Artikel 45 , 46 und 47 des Protokolls über die
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Atomgemein­
schaft werden Artikel 56 , 57 und 58 .

unterlegen ist . Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten
oder Gemeinschaftsorgane können dieses Rechtsmittel
jedoch nur dann einlegen , wenn die Entscheidung des
Gerichts sie unmittelbar berührt .

Mit Ausnahme von Fällen , die sich auf Streitsachen
zwischen den Gemeinschaften und ihren Bediensteten
beziehen , kann dieses Rechtsmittel auch von den Mit­
gliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen eingelegt
werden , die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht
beigetreten sind . In diesem Fall befinden sie sich in
derselben Stellung wie Mitgliedstaaten und Organe , die
dem Rechtsstreit im ersten Rechtszug beigetreten sind .

Artikel 51

Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem
Gericht abgelehnt , so kann der Antragsteller binnen zwei
Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung
ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen .

Gegen die aufgrund der Artikel 157 , 158 oder des Artikels
164 Absatz 3 des Vertrages ergangenen Entscheidungen
des Gerichts können die Parteien des Verfahrens binnen
zwei Monaten nach Zustellung ein Rechtsmittel beim
Gerichtshof einlegen .

Die Entscheidung über das gemäß den Absätzen 1 und 2
des vorliegenden Artikels eingelegte Rechtsmittel ergeht
nach Maßgabe des Artikels 37 dieser Satzung .

Artikel 52

Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf
Rechtsfragen beschränkt . Es kann nur auf die Unzustän­
digkeit des Gerichts , auf einen Verfahrensfehler , durch
den die Interessen des Rechtsmittelführers beeinträchtigt
werden , sowie auf eine Verletzung des Gemeinschafts­
rechts durch das Gericht gestützt werden .

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder
gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig .

Artikel 53

Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts ein Rechts­
mittel eingelegt , so besteht das Verfahren vor dem
Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem münd­
lichen Verfahren . Unter den in der Verfahrensordnung
festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach
Anhörung des Generalanwalts und der Parteien ohne
mündliches Verfahren entscheiden .

Artikel 54

Unbeschadet der Artikel 157 und 158 des Vertrages
haben Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung.

Abweichend von Artikel 159 des Vertrages werden die
Entscheidungen des Gerichts , in denen eine Verordnung
für nichtig erklärt wird , erst nach Ablauf der in Artikel 50
Absatz 1 dieser Satzung vorgesehenen Frist oder , wenn
innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt worden
ist , nach dessen Zurückweisung wirksam ; ein Beteiligter

Artikel 11

Die Ernennung des ersten Präsidenten des Gerichts erfolgt
nach dem für die Ernennung der Mitglieder geltenden
Verfahren für die Dauer von drei Jahren . Die Regierungen
der Mitgliedstaaten können jedoch einvernehmlich beschlie­
ßen , daß das Verfahren gemäß Artikel 2 Absatz 2 Anwen­
dung findet .

Das Gericht erläßt unverzüglich nach seiner Konstituierung
seine Verfahrensordnung.

Bis zum Inkrafttreten der Verfahrensordnung des Gerichts
gilt die Verfahrensordnung des Gerichtshofs entsprechend .

Artikel 12

Der Präsident des Rates lost unmittelbar nach der Vereidi­
gung aller Mitglieder des Gerichts diejenigen Mitglieder des
Gerichts aus , deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre
gemäß Artikel 32d Absatz 3 EGKS-Vertrag , Artikel 168a
Absatz 3 EWG-Vertrag und Artikel 140a Absatz 3
EAG-Vertrag neu besetzt werden .

Artikel 13

Dieser Beschluß tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft , mit
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Ausnahme von Artikel 3 , der an dem Tag in Kraft tritt , an
dem die Feststellung des Präsidenten des Gerichtshofs , daß
das Gericht ordnungsgemäß konstituiert ist , im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht wird .

rieht dem Gerichtshof noch nicht abgegeben worden ist ,
werden an das Gericht verwiesen .

Geschehen zu Luxemburg am 24 . Oktober 1988 .
Artikel 14

Die in Artikel 3 genannten Rechtssachen , die am Tag des
Inkrafttretens des genannten Artikels beim Gerichtshof
anhängig sind , und in denen der in Artikel 44 § 1 der
Verfahrensordnung des Gerichtshofs vorgesehene Vorbe­

Im Namen des Rates

Der Präsident

Th . PANGALOS
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UBEREINKOMMEN

über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen

Geschlossen in Lugano am 16. September 1988

( 88 / 592 /EWG )

PRAAMBEL

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN DIESES UBEREINKOMMENS —

IN DEM BESTREBEN , in ihren Hoheitsgebieten den Rechtsschutz der dort ansässigen Personen zu verstär­
ken ,

IN DER ERWÄGUNG , daß es zu diesem Zweck geboten ist , die internationale Zuständigkeit ihrer Gerichte
festzulegen , die Anerkennung von Entscheidungen zu erleichtern und ein beschleunigtes Verfahren einzuführen ,
um die Vollstreckung von Entscheidungen , öffentlichen Urkunden und gerichtlichen Vergleichen sicherzu­
stellen ,

IM BEWUSSTSEIN der zwischen ihren bestehenden Bindungen , die im wirtschaftlichen Bereich durch die
Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den Mitgliedstaaten der
Europäischen Freihandelsassoziation bestätigt worden sind ,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Brüsseler Übereinkommens vom 27 . September 1968 über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen in der Fassung der
infolge der verschiedenen Erweiterungen der Europäischen Gemeinschaften geschlossenen Beitrittsüberein­
kommen ,

IN DER ÜBERZEUGUNG , daß die Ausdehnung der Grundsätze des genannten Übereinkommens auf die
Vertragsstaaten des vorliegenden Übereinkommens die rechtliche und wirtschaftliche Zusammenarbeit in Europa
verstärken wird ,

IN DEM WUNSCH, eine möglichst einheitliche Auslegung des Übereinkommens sicherzustellen —

HABEN in diesem Sinne BESCHLOSSEN, dieses Übereinkommen zu schließen , und

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

TITEL I

ANWENDUNGSBEREICH

TITEL II

ZUSTÄNDIGKEIT

1 . Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

Artikel 1

Dieses Übereinkommen ist in Zivil- und Handelssachen
anzuwenden , ohne daß es auf die Art der Gerichtsbarkeit
ankommt. Es erfaßt insbesondere nicht Steuer- und Zoll­
sachen sowie verwaltungsrechtliche Angelegenheiten .

Es ist nicht anzuwenden auf

1 . den Personenstand , die Rechts- und-Handlungsfähigkeit
sowie die gesetzliche Vertretung von natürlichen Perso­
nen , die ehelichen Güterstände , das Gebiet des Erbrechts
einschließlich des Testamentsrechts ;

2 . Konkurse , Vergleiche und ähnliche Verfahren;
3 . die soziale Sicherheit ;

4 . die Schiedsgerichtsbarkeit .

Artikel 2

Vorbehaltlich der Vorschriften dieses Übereinkommens sind
Personen , die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats haben, ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehö­
rigkeit vor den Gerichten dieses Staates zu verklagen .

Auf Personen, die nicht dem Staat , in dem sie ihren Wohnsitz
haben , angehören , sind die für Inländer maßgebenden
Zuständigkeitsvorschriften anzuwenden .
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Artikel 3

Personen , die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats haben , können vor den Gerichten eines
anderen Vertragsstaats nur gemäß den Vorschriften des
2 . bis 6 . Abschnitts verklagt werden .

Insbesondere können gegen diese Personen nicht geltend
gemacht werden

— im Vereinigten Königreich : Vorschriften , nach denen die
Zuständigkeit begründet wird durch
a) die Zustellung eines das Verfahren einleitenden

Schriftstücks an den Beklagten während dessen vor­
übergehender Anwesenheit im Vereinigten König­
reich ;

b ) das Vorhandensein von Vermögenswerten des
Beklagten im Vereinigten Königreich oder

c ) die Beschlagnahme von Vermögen im Vereinigten
Königreich durch den Kläger .— in Belgien : Artikel 15 des Zivilgesetzbuchs ( Code civil —

Burgerlijk Wetboek) sowie Artikel 638 der Zivilprozeß­
ordnung ( Code judiciaire — Gerechtelijk Wetboek);

— in Dänemark: Artikel 246 Absätze 2 und 3 der Zivilpro­
zeßordnung ( Lov om rettens pleje);

— in der Bundesrepublik Deutschland : § 23 der Zivilpro­
zeßordnung;

Artikel 4

Hat der Beklagte keinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet
eines Vertragsstaats , so bestimmt sich , vorbehaltlich des
Artikels 16 , die Zuständigkeit der Gerichte eines jeden
Vertragsstaats nach seinen eigenen Gesetzen .

Gegenüber einem Beklagten , der keinen Wohnsitz in dem
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat , kann sich jede Per­
son , die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Vertrags­
staats hat , in diesem Staat auf die dort geltenden Zuständig­
keitsvorschriften , insbesondere auf die in Artikel 3 Absatz 2
angeführten Vorschriften , wie ein Inländer berufen , ohne
daß es auf ihre Staatsangehörigkeit ankommt.

— in Griechenland: Artikel 40 der Zivilprozeßordnung
(Κώδικας Πολιτικής Δικουομίας);

— in Frankreich : Artikel 14 und 15 des Zivilgesetzbuchs
( Code civil );

— in Irland : Vorschriften , nach denen die Zuständigkeit
durch Zustellung eines das Verfahren einleitenden
Schriftstücks an den Beklagten während dessen vorüber­
gehender Anwesenheit in Irland begründet wird ;

— in Island : Artikel 77 der Zivilprozeßordnung (lög um
me5fer8 einkamäla i höraSi); 2 . Abschnitt

Besondere Zuständigkeiten— in Italien : Artikel 2 und Artikel 4 Nummern 1 und 2 der
Zivilprozeßordnung (Codice di procedura civile);

— in Luxemburg : Artikel 14 und 15 des Zivilgesetzbuchs
( Code civil );

— in den Niederlanden : Artikel 126 Absatz 3 und Arti­
kel 127 der Zivilprozeßordnung (Wetboek van Burgerlij­
ke Rechtsvordering);

— in Norwegen: § 32 der Zivilprozeßordnung (tvistemäls­
loven);

— in Österreich : § 99 der Jurisdiktionsnorm ;

— in Portugal : Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe c), Artikel 65
Absatz 2 und Artikel 65a Buchstabe c) der Zivilpro­
zeßordnung (Cödigo de Processo Civil ) und Artikel 11
der Arbeitsprozeßordnung ( Cödigo de Processo do Tra­
balho );

Artikel S

Eine Person , die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats hat, kann in einem anderen Vertragsstaat
verklagt werden ,

1 . wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den
Gegenstand des Verfahrens bilden , vor dem Gericht des
Ortes , an dem die Verpflichtung erfüllt worden ist oder
zu erfüllen wäre; wenn ein individueller Arbeitsvertrag
oder Ansprüche aus einem individuellen Arbeitsverträg
den Gegenstand des Verfahrens bilden , vor dem Gericht
des Ortes , an dem der Arbeitnehmer gewöhnlich seine
Arbeit verrichtet; verrichtet der Arbeitnehmer seine
Arbeit gewöhnlich nicht in ein und demselben Staat , vor
dem Gericht des Ortes , an dem sich die Niederlassung
befindet , die den Arbeitnehmer eingestellt hat ;

2 . wenn es sich um eine Unterhaltssache handelt , vor dem
Gericht des Ortes , an dem der Unterhaltsberechtigte
seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat , oder im Falle einer Unterhaltssache, über die im
Zusammenhang mit einem Verfahren in bezug auf den
Personenstand zu entscheiden ist , vor dem nach seinem
Recht für dieses Verfahren zuständigen Gericht , es sei
denn , diese Zuständigkeit beruht lediglich auf der Staats­
angehörigkeit einer der Parteien ;

3 . wenn eine unerlaubte Handlung oder eine Handlung, die
einer unerlaubten Handlung gleichgestellt ist , oder wenn

— in der Schweiz : der Gerichtsstand des Arrestortes / for du
lieu du séquestre / foro del luogo del sequestro gemäß
Artikel 4 des Bundesgesetzes über das internationale
Privatrecht / loi fédérale sur le droit international privé /
legge federale sul diritto internazionale privato ;

— in Finnland : Kapitel 10 § 1 Sätze 2 , 3 und 4 der
Prozeßordnung (oikeudenkäymiskaari / rättegängsbal­
ken);

— in Schweden : Kapitel 10 Artikel 3 Satz 1 der Prozeßord­
nung ( Rättegängsbalken);
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Sachen gegen denselben Beklagten verbunden werden
kann, vor dem Gericht des Vertragsstaats , in dem die
unbewegliche Sache belegen ist .

Artikel 6a

Ist ein Gericht eines Vertragsstaats nach diesem Uberein­
kommen zur Entscheidung in Verfahren wegen einer Haft­
pflicht aufgrund der Verwendung oder des Betriebs eines
Schiffes zuständig , so entscheidet dieses oder ein anderes , an
seiner Stelle durch das Recht dieses Staates bestimmtes
Gericht auch über Klagen auf Beschränkung dieser Haf­
tung .

Ansprüche aus einer solchen Handlung den Gegenstand
des Verfahrens bilden , vor dem Gericht des Ortes , an
dem das schädigende Ereignis eingetreten ist ;

4 . wenn es sich um eine Klage auf Schadensersatz oder auf
Wiederherstellung des früheren Zustands handelt , die
auf eine mit Strafe bedrohte Handlung gestützt wird , vor
dem Strafgericht , bei dem die öffentliche Klage erhoben
ist , soweit dieses Gericht nach seinem Recht über
zivilrechtliche Ansprüche erkennen kann ;

5 . wenn es sich um Streitigkeiten aus dem Betrieb einer
Zweigniederlassung, einer Agentur oder einer sonstigen
Niederlassung handelt , vor dem Gericht des Ortes , an
dem sich diese befindet ;

6 . wenn sie in ihrer Eigenschaft als Begründer „trustee"
oder Begünstigter eines „trust" in Anspruch genommen
wird , der aufgrund eines Gesetzes oder durch schriftlich
vorgenommenes oder schriftlich bestätigtes Rechtsge­
schäft errichtet worden ist , vor den Gerichten des
Vertragsstaats , in dessen Hoheitsgebiet der „trust" sei­
nen Sitz hat ;

7 . wenn es sich um eine Streitigkeit wegen der Zahlung von
Berge- und Hilfslohn handelt , der für Bergungs- oder
Hilfeleistungsarbeiten gefordert wird, die zugunsten
einer Ladung oder einer Frachtforderung erbracht wor­
den sind , vor dem Gericht , in dessen Zuständigkeitsbe­
reich diese Ladung oder die entsprechende Frachtforde­
rung

a ) mit Arrest belegt worden ist , um die Zahlung zu
gewährleisten,
oder

b ) mit Arrest hätte belegt werden können, jedoch dafür
eine Bürgschaft oder eine andere Sicherheit geleistet
worden ist ;

diese Vorschrift ist nur anzuwenden , wenn behauptet
wird , daß der Beklagte Rechte an der Ladung oder an der
Frachtforderung hat oder zur Zeit der Bergungs- oder
Hilfeleistungsarbeiten hatte .

3 . Abschnitt

Zuständigkeit für Versicherungssachen

Artikel 7

Für Klagen in Versicherungssachen bestimmt sich die
Zuständigkeit vorbehaltlich des Artikels 4 und des Artikels 5
Nummer 5 nach diesem Abschnitt ,

Artikel 8

Der Versicherer , der seinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet
eines Vertragsstaats hat , kann verklagt werden
1 . vor den Gerichten des Staates , in dem er seinen Wohnsitz

hat ,

2 . in einem anderen Vertragsstaat vor dem Gericht des
Bezirks , in dem der Versicherungsnehmer seinen Wohn­
sitz hat , oder

3 . falls es sich um einen Mitversicherer handelt , vor dem
Gericht eines Vertragsstaates , bei dem der federführende
Versicherer verklagt wird .

Hat ein Versicherer in dem Hoheitsgebiet eines Vertrags­
staats keinen Wohnsitz , besitzt er aber in einem Vertrags­
staat eine Zweigniederlassung, Agentur oder sonstige Nie­
derlassung, so wird er für Streitigkeiten aus ihrem Betrieb so
behandelt , wie wenn er seinen Wohnsitz in dem Hoheits­
gebiet dieses Staates hätte .

Artikel 9

Bei der Haftpflichtversicherung oder bei der Versicherung
von unbeweglichen Sachen kann der Versicherer außerdem
vor dem Gericht des Ortes , an dem das schädigende Ereignis
eingetreten ist , verklagt werden . Das gleiche gilt , wenn
sowohl bewegliche als auch unbewegliche Sachen in ein und
demselben Versicherungsvertrag versichert und von demsel­
ben Schadensfall betroffen sind .

Artikel 10

Bei der Haftpflichtversicherung kann der Versicherer auch
vor das Gericht , bei dem die Klage des Geschädigten gegen

Artikel 6

Eine Person , die ihren Wohnsitz. in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats hat , kann auch verklagt werden,
1 . wenn mehrere Personen zusammen verklagt werden , vor

dem Gericht , in dessen Bezirk einer der Beklagten seinen
Wohnsitz hat ;

2 . wenn es sich um eine Klage auf Gewährleistung oder um
eine Interventionsklage handelt , vor dem Gericht des
Hauptprozesses , es sei denn , daß diese Klage nur erho­
ben worden ist , um diese Person dem für sie zuständigen
Gericht zu entziehen;

3 . wenn es sich um eine Widerklage handelt , die auf
denselben Vertrag oder Sachverhalt wie die Klage selbst
gestützt wird , vor dem Gericht , bei dem die Klage selbst
anhängig ist ;

4 . wenn ein Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag den
Gegenstand des Verfahrens bilden und die Klage mit
einer Klage wegen dinglicher Rechte an unbeweglichen
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den Versicherten anhängig ist , geladen werden , sofern dies
nach dem Recht des angerufenen Gerichts zulässig ist .

Auf eine Klage , die der Verletzte unmittelbar gegen den
Versicherer erhebt , sind die Artikel 7 bis 9 anzuwenden ,
sofern eine solche unmittelbare Klage zulässig ist .

Sieht das für die unmittelbare Klage maßgebliche Recht die
Streitverkündung gegen den Versicherungsnehmer oder den
Versicherten vor , so ist dasselbe Gericht auch für diese
Personen zuständig .

1 . sämtliche Schäden

a) an Seeschiffen , Anlagen vor der Küste und auf hoher
See oder Luftfahrzeugen aus Gefahren , die mit ihrer
Verwendung zu gewerblichen Zwecken verbunden
sind ,

b ) an Transportgütern , ausgenommen Reisegepäck der
Passagiere , wenn diese Güter ausschließlich oder
zum Teil mit diesen Schiffen oder Luftfahrzeugen
befördert werden ;

2 . Haftpflicht aller Art , mit Ausnahme der Haftung für
Personenschäden an Passagieren oder Schäden an deren
Reisegepäck,
a ) aus der Verwendung oder dem Betrieb von Seeschif­

fen , Anlagen oder Luftfahrzeugen gemäß Nummer 1
Buchstabe a), es sei denn , daß nach den Rechtsvor­
schriften des Vertragsstaats , in dem das Luftfahrzeug
eingetragen ist , Gerichtsstandsvereinbarungen für
die Versicherung solcher Risiken untersagt sind ,

b ) für Schäden , die durch Transportgüter während
einer Beförderung im Sinne der Nummer 1 Buch­
stabe b) verursacht werden ;

3 . finanzielle Verluste im Zusammenhang mit der Verwen­
dung oder dem Betrieb von Seeschiffen , Anlagen oder
Luftfahrzeugen gemäß Nummer 1 Buchstabe a ), insbe­
sondere Fracht- oder Charterverlust ;

4 . irgendein zusätzliches Risiko , das mit einem der unter
den Nummern 1 bis 3 genannten Risiken in Zusammen­
hang steht .

Artikel 11

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 3
kann der Versicherer nur vor den Gerichten des Vertrags­
staats klagen , in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen
Wohnsitz hat , ohne Rücksicht darauf, ob dieser Versiche­
rungsnehmer, Versicherter oder Begünstigter ist .

Die Vorschriften dieses Abschnitts lassen das Recht unbe­
rührt , eine Widerklage vor dem Gericht zu erheben, bei dem
die Klage selbst gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts
anhängig ist .

4 . Abschnitt

Zuständigkeit für Verbrauchersachen

Arikel 12

Von den Vorschriften dieses Abschnitts kann im Wege der
Vereinbarung nur abgewichen werden,

1 . wenn die Vereinbarung nach der Entstehung der Strei­
tigkeit getroffen wird,

2 . wenn sie dem Versicherungsnehmer, Versicherten oder
Begünstigten die Befugnis einräumt, andere als die in
diesem Abschnitt angeführten Gerichte anzurufen ,

3 . wenn sie zwischen einem Versicherungsnehmer und
einem Versicherer , die zum Zeitpunkt des Vertragsab­
schlusses ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt
in demselben Vertragsstaat haben , getroffen ist , um die
Zuständigkeit der Gerichte dieses Staates auch für den
Fall zu begründen , daß das schädigende Ereignis im
Ausland eingetreten ist , es sei denn , daß eine solche
Vereinbarung nach dem Recht dieses Staates nicht
zulässig ist ,

4 . wenn sie von einem Versicherungsnehmer abgeschlossen
ist , der seinen Wohnsitz nicht in einem Vertragsstaat hat ,
ausgenommen soweit sie eine Versicherung, zu deren
Abschluß eine gesetzliche Verpflichtung besteht , oder die
Versicherung von unbeweglichen Sachen in einem Ver­
tragsstaat betrifft , oder

5 . wenn sie einen Versicherungsvertrag betrifft , soweit
dieser eines oder mehrere der in Artikel 1 2a aufgeführten
Risiken deckt .

Artikel 13

Für Klagen aus einem Vertrag, den eine Person zu einem
Zweck abgeschlossen hat , der nicht der beruflichen oder
gewerblichen Tätigkeit dieser Person (Verbraucher) zuge­
rechnet werden kann, bestimmt sich die Zuständigkeit
unbeschadet des Artikels 4 und des Artikels 5 Nummer 5 ,
nach diesem Abschnitt ,

1 . wenn es sich um den Kauf beweglicher Sachen auf
Teilzahlung handelt ,

2 . wenn es sich um ein in Raten zurückzuzahlendes Darle­
hen oder ein anderes Kreditgeschäft handelt , das zur
Finanzierung eines Kaufs derartiger Sachen bestimmt ist ,
oder

3 . für andere Verträge , wenn sie die Erbringung einer
Dienstleistung oder die Lieferung beweglicher Sachen
zum Gegenstand haben , sofern
a) dem Vertragsabschluß in dem Staat des Wohnsitzes

des Verbrauchers ein ausdrückliches Angebot oder
eine Werbung vorausgegangen ist und

Artikel 12a

Die in Artikel 12 Nummer 5 erwähnten Risiken sind die
folgenden :
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b ) der Verbraucher in diesem Staat die zum Abschluß
des Vertrags erforderlichen Rechtshandlungen vor­
genommen hat .

Hat der Vertragspartner des Verbrauchers in dem Hoheits­
gebiet eines Vertragsstaats keinen Wohnsitz , besitzt er aber
in einem Vertragsstaat eine Zweigniederlassung, Agentur
oder sonstige Niederlassung , so wird er für Streitigkeiten aus
ihrem Betrieb so behandelt , wie wenn er seinen Wohnsitz in
dem Hoheitsgebiet dieses Staates hätte .

Dieser Abschnitt ist nicht auf Beförderungsverträge anzu­
wenden .

liehen Sachen zum Gegenstand haben , die Gerichte
des Vertragsstaats , in dem die unbewegliche Sache
belegen ist ;

b ) für Klagen betreffend die Miete oder Pacht unbeweg­
licher Sachen zum vorübergehenden privaten
Gebrauch für höchstens sechs aufeinanderfolgende
Monate sind jedoch auch die Gerichte des Vertrags­
staats zuständig, in dem der Beklagte seinen Wohn­
sitz hat , sofern es sich bei dem Mieter oder Pächter
um eine natürliche Person handelt und weder die eine
noch die andere Partei ihren Wohnsitz in dem
Vertragsstaat hat , in dem die unbewegliche Sache
belegen ist ;

2 . für Klagen , welche die Gültigkeit , die Nichtigkeit oder
die Auflösung einer Gesellschaft oder juristischen Person
oder der Beschlüsse ihrer Organe zum Gegenstand
haben, die Gerichte des Vertragsstaats , in dessen
Hoheitsgebiet die Gesellschaft oder juristische Person
ihren Sitz hat ;

3 . für Klagen , welche die Gültigkeit von Eintragungen in
öffentliche Register zum Gegenstand haben , die Gerichte
des Vertragsstaats , in dessen Hoheitsgebiet die Register
geführt werden ;

4 . für Klagen , welche die Eintragung oder die Gültigkeit
von Patenten , Warenzeichen , Mustern und Modellen
sowie ähnlicher Rechte , die einer Hinterlegung oder
Registrierung bedürfen , zum Gegenstand haben , die
Gerichte des Vertragsstaats , in dessen Hoheitsgebiet die
Hinterlegung oder Registrierung beantragt oder vorge­
nommen worden ist oder aufgrund eines zwischenstaat­
lichen Übereinkommens als vorgenommen gilt ;

5 . für Verfahren , welche die Zwangsvollstreckung aus
Entscheidungen zum Gegenstand haben , die Gerichte
des Vertragsstaats , in dessen Hoheitsgebiet die Zwangs­
vollstreckung durchgeführt werden soll oder durchge­
führt worden ist .

Artikel 14

Die Klage eines Verbrauchers gegen den anderen Vertrags­
partner kann entweder vor den Gerichten des Vertragsstaats
erhoben werden , in dessen Hoheitsgebiet dieser Vertrags­
partner seinen Wohnsitz hat , oder vor den Gerichten des
Vertragsstaats , in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher
seinen Wohnsitz hat .

Die Klage des anderen Vertragspartners gegen den Verbrau­
cher kann nur vor den Gerichten des Vertragsstaats erhoben
werden , in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen
Wohnsitz hat .

Diese Vorschriften lassen das Recht unberührt , eine Wider­
klage vor dem Gericht zu erheben , bei dem die Klage selbst
gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts anhängig ist .

Artikel IS

Von den Vorschriften dieses Abschnitts kann im Wege der
Vereinbarung nur abgewichen werden ,

1 . wenn die Vereinbarung nach der Entstehung der Strei­
tigkeit getroffen wird ,

2 . wenn sie dem Verbraucher die Befugnis einräumt, andere
als die in diesem Abschnitt angeführten Gerichte anzu­
rufen , oder

3 . wenn sie zwischen einem Verbraucher und seinem
Vertragspartner getroffen ist , die zum Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt in demselben Vertragsstaat haben, und die
Zuständigkeit der Gerichte dieses Staates begründet , es
sei denn , daß eine solche Vereinbarung nach dem Recht
dieses Staates nicht zulässig ist .

6 . Abschnitt

Vereinbarung über die Zuständigkeit

Artikel 17

(1 ) Haben die Parteien , von denen mindestens eine ihren
Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat ,
vereinbart , daß ein Gericht oder die Gerichte eines Vertrags­
staats über eine bereits entstandene Rechtsstreitigkeit oder
über eine künftige aus einem bestimmten Rechtsverhältnis
entspringende Rechtsstreitigkeit entscheiden sollen , so sind
dieses Gericht oder die Gerichte dieses Staates ausschließlich
zuständig. Eine solche Gerichtsstandsvereinbarung muß
geschlossen werden

a) schriftlich oder mündlich mit schriftlicher Bestätigung,

b ) in einer Form , welche den Gepflogenheiten entspricht ,
die zwischen den Parteien entstanden sind , oder

5 . Abschnitt

Ausschließliche Zuständigkeiten

Artikel 1 6

Ohne Rücksicht auf den Wohnsitz sind ausschließlich
zuständig

1 . a ) für Klagen , welche dingliche Rechte an beweglichen
Sachen sowie die Miete oder Pacht von unbeweg­
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Artikel 20

Läßt sich der Beklagte , der seinen Wohnsitz in dem Hoheits­
gebiet eines Vertragsstaats hat und der vor den Gerichten
eines anderen Vertragsstaats verklagt wird , auf das Verfah­
ren nicht ein , so hat sich das Gericht von Amts wegen für
unzuständig zu erklären , wenn seine Zuständigkeit nicht
aufgrund der Bestimmungen dieses Übereinkommens
begründet ist .

Das Gericht hat die Entscheidung so lange auszusetzen , bis
festgestellt ist, daß es dem Beklagten möglich war , das den
Rechtsstreit einleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges
Schriftstück so rechtzeitig zu empfangen , daß er sich vertei­
digen konnte , oder daß alle hierzu erforderlichen Maßnah­
men getroffen worden sind .

An die Stelle des vorstehenden Absatzes tritt Artikel 15 des
Haager Übereinkommens vom 15 . November 1965 über die
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke
im Ausland in Zivil- oder Handelssachen , wenn das den
Rechtsstreit einleitende Schriftstück gemäß dem erwähnten
Übereinkommen zu übermitteln war .

c) im internationalen Handel in einer Form, die einem
Handelsbrauch entspricht , den die Parteien kannten oder
kennen mußten und den Parteien von Verträgen dieser
Art in dem betreffenden Geschäftszweig allgemein ken­
nen und regelmäßig beachten .

Wenn eine solche Vereinbarung von Parteien geschlossen
wurde , die beide ihren Wohnsitz nicht im Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats haben , so können die Gerichte der anderen
Vertragsstaaten nicht entscheiden , es sei denn , das verein­
barte Gericht oder die vereinbarten Gerichte haben sich
rechtskräftig für unzuständig erklärt .

( 2 ) Ist in schriftlich niedergelegten „trust"-Bedingungen
bestimmt, daß über Klagen gegen einen Begründer , „trustee"
oder Begünstigten eines „trust" ein Gericht oder die Gerichte
eines Vertragsstaats entscheiden sollen , so ist dieses Gericht
oder sind diese Gerichte ausschließlich zuständig, wenn es
sich um Beziehungen zwischen diesen Personen oder ihre
Rechte oder Pflichten im Rahmen des „trust" handelt .

( 3 ) Gerichtsstandsvereinbarungen und entsprechende Be­
stimmungen in „trust"-Bedingungen haben keine rechtliche
Wirkung, wenn sie den Vorschriften der Artikel 12 oder 15
zuwiderlaufen oder wenn die Gerichte , deren Zuständigkeit
abbedungen wird , aufgrund des Artikels 16 ausschließlich
zuständig sind .

(4 ) Ist eine Gerichtsstandsvereinbarung nur zugunsten
einer der Parteien getroffen worden, so behält diese das
Recht , jedes andere Gericht anzurufen , das aufgrund dieses
Übereinkommens zuständig ist .

( 5 ) Bei individuellen Arbeitsverträgen haben Gerichts­
standsvereinbarungen nur dann rechtliche Wirkung, wenn
sie nach der Entstehung der Streitigkeit getroffen werden .

8 . Abschnitt

Rechtshängigkeit und im Zusammenhang
stehende Verfahren

Artikel 21

Werden bei Gerichten verschiedener Vertragsstaaten Klagen
wegen desselben Anspruchs zwischen denselben Parteien
anhängig gemacht , so setzt das später angerufene Gericht das
Verfahren von Amts wegen aus , bis die Zuständigkeit des
zuerst angerufenen Gerichts feststeht .

Sobald die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts
feststeht , erklärt sich das später angerufene Gericht zugun­
sten dieses Gerichts für unzuständig .

Artikel 18

Sofern das Gericht eines Vertragsstaats nicht bereits nach
anderen Vorschriften dieses Übereinkommens zuständig ist ,
wird es zuständig , wenn sich der Beklagte vor ihm auf das
Verfahren einläßt . Dies gilt nicht , wenn der Beklagte sich nur
einläßt , um den Mangel der Zuständigkeit geltend zu
machen , oder wenn ein anderes Gericht aufgrund des
Artikels 16 ausschließlich zuständig ist .

7 . Abschnitt

Prüfung der Zuständigkeit und der Zulässigkeit
des Verfahrens

Artikel 22

Werden bei Gerichten verschiedener Vertragsstaaten Klagen ,
die im Zusammenhang steheil , erhoben , so kann das später
angerufene Gericht das Verfahren aussetzen , solange beide
Klagen im ersten Rechtszug anhängig sind .

Das später angerufene Gericht kann sich auf Antrag einer
Partei auch für unzuständig erklären , wenn die Verbindung
im Zusammenhang stehender Verfahren nach seinem Recht
zulässig ist und das zuerst angerufene Gericht für beide
Klagen zuständig istl

Klagen stehen im Sinne dieses Artikels im Zusammenhang,
wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben ist , daß
eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten
erscheint , um zu vermeiden, daß in getrennten Verfahren
widersprechende Entscheidungen ergehen könnten .

Artikel 19

Das Gericht eines Vertragsstaats hat sich von Amts wegen für
unzuständig zu erklären, wenn es wegen einer Streitigkeit
angerufen wird, für die das Gericht eines anderen Vertrags­
staats aufgrund des Artikels 16 ausschließlich zuständig
ist .
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Artikel 23

Ist für die Klage die ausschließliche Zuständigkeit mehrerer
Gerichte gegeben , so hat sich das zuletzt angerufene Gericht
zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig
zu erklären .

9 . Abschnitt

Einstweilige Maßnahmen einschließlich solcher, die auf eine
Sicherung gerichtet sind

Artikel 27

Eine Entscheidung wird nicht anerkannt ,

1 . wenn die Anerkennung der öffentlichen Ordnung des
Staates , in dem sie geltend gemacht wird , widersprechen
würde ;

2 . wenn dem Beklagten , der sich auf das Verfahren nicht
eingelassen hat , das dieses Verfahren einleitende Schrift­
stück oder ein gleichwertiges Schriftstück nicht ord­
nungsgemäß und nicht so rechtzeitig zugestellt worden
ist , daß er sich verteidigen konnte ;

3 . wenn die Entscheidung mit einer Entscheidung unverein­
bar ist , die zwischen denselben Parteien in dem Staat , in
dem die Anerkennung geltend gemacht wird , ergangen
ist ;

4 . wenn das Gericht des Ursprungsstaats bei seiner Ent­
scheidung hinsichtlich einer Vorfrage , die den Personen­
stand , die Rechts- und Handlungsfähigkeit sowie die
gesetzliche Vertretung einer natürlichen Person , die
ehelichen Güterstände oder das Gebiet des Erbrechts
einschließlich des Testamentsrechts betrifft , sich in
Widerspruch zu einer Vorschrift des internationalen
Privatrechts des Staates , in dem die Anerkennung geltend
gemacht wird , gesetzt hat , es sei denn , daß die Entschei­
dung nicht zu einem anderen Ergebnis geführt hätte ,
wenn die Vorschriften des internationalen Privatrechts
dieses Staates angewandt worden wären ;

5 . wenn die Entscheidung mit einer früheren Entscheidung
unvereinbar ist , die in einem Nichtvertragsstaat zwi­
schen denselben Parteien in einem Rechtsstreit wegen
desselben Anspruchs ergangen ist , sofern diese Entschei­
dung die notwendigen Voraussetzungen für ihre Aner­
kennung in dem Staat erfüllt , in dem die Anerkennung
geltend gemacht wird .

Artikel 24

Die in dem Recht eines Vertragsstaats vorgesehenen einst­
weiligen Maßnahmen einschließlich solcher , die auf eine
Sicherung gerichtet sind , können bei den Gerichten dieses
Staates auch dann beantragt werden, wenn für die Entschei­
dung in der Hauptsache das Gericht eines anderen Vertrags­
staats aufgrund dieses Übereinkommens zuständig ist .

TITEL III

ANERKENNUNG UND VOLLSTRECKUNG

Artikel 25

Unter „Entscheidung" im Sinne dieses Übereinkommens ist
jede von einem Gericht eines Vertragsstaats erlassene Ent­
scheidung zu verstehen ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung
wie Urteil , Beschluß oder Vollstreckungsbefehl einschließ­
lich des Kostenfestsetzungsbeschlusses eines Urkundsbeam­
ten .

Artikel 28

Eine Entscheidung wird ferner nicht anerkannt , wenn die
Vorschriften des 3 ., 4 . und 5 . Abschnitts des Titels II verletzt
worden sind oder wenn ein Fall des Artikels 59 vorliegt .

Des weiteren kann die Anerkennung einer Entscheidung
versagt werden , wenn ein Fall des Artikels 54b Absatz 3 bzw.
des Artikel 57 Absatz 4 vorliegt .

Das Gericht oder die Behörde des Staates , in dem die
Anerkennung geltend gemacht wird , ist bei der Prüfung, ob
eine der in den vorstehenden Absätzen angeführten Zustän­
digkeiten gegeben ist , an die tatsächlichen Feststellungen
gebunden , aufgrund deren das Gericht des Ursprungsstaats
seine Zuständigkeit angenommen hat .

Die Zuständigkeit der Gerichte des Ursprungsstaats darf,
unbeschadet der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 , nicht
nachgeprüft werden ; die Vorschriften über die Zuständig­
keit gehören nicht zur öffentlichen Ordnung im Sinne des
Artikels 27 Nummer 1 .

1 . Abschnitt

Anerkennung

Artikel 26

Die in einem Vertragsstaat ergangenen Entscheidungen
werden in den anderen Vertragsstaaten anerkannt , ohne daß
es hierfür eines besonderen Verfahrens bedarf.

Bildet die Frage , ob eine Entscheidung anzuerkennen ist , als
solche den Gegenstand eines Streites , so kann jede Partei ,
welche die Anerkennung geltend macht , in dem Verfahren
nach dem 2 . und 3 . Abschnitt dieses Titels die Feststellung
beantragen , daß die Entscheidung anzuerkennen ist .

Wird die Anerkennung in einem Rechtsstreit vor dem Gericht
eines Vertragsstaats , dessen Entscheidung von der Anerken­
nung abhängt , verlangt , so kann dieses Gericht über die
Anerkennung entscheiden .
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— in Luxemburg an den Präsidenten des „tribunal d'arron­
dissement";

Artikel 29

Die ausländische Entscheidung darf keinesfalls in der Sache
selbst nachgeprüft werden. — in den Niederlanden an den Präsidenten der „arrondisse­

mentsrechtbank" ;

— in Norwegen an das „herredsrett" oder das „byrett" als
„nämsrett";

— in Österreich an das Landesgericht bzw. das Kreisge­
richt ;

— in Portugal an das „Tribunal Judicial de Círculo";

Artikel 30

Das Gericht eines Vertragsstaats , in dem die Anerkennung
eitler in einem anderen Vertragsstaat ergangenen Entschei­
dung geltend gemacht wird , kann das Verfahren aussetzen,
wenn gegen die Entscheidung ein ordentlicher Rechtsbehelf
eingelegt worden ist .

Das Gericht eines Vertragsstaats , vor dem die Anerkennung
einer in Irland oder im Vereinigten Königreich ergangenen
Entscheidung geltend gemacht wird , kann das Verfahren
aussetzen , wenn die Vollstreckung der Entscheidung im
Ursprungsstaat wegen der Einlegung eines Rechtsbehelfs
einstweilen eingestellt ist .

— in der Schweiz :

a ) für Entscheidungen, die zu einer Geldleistung ver­
pflichten , an den Rechtsöffnungsrichter / juge de la
mainlevee/giudice competente a pronunciare sul
rigetto dell'opposizione im Rahmen des Rechtsöff­
nungsverfahrens nach den Artikeln 80 und 81 des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Kon­
kurs / loi föderale sur la poursuite pour dettes et la
faillite / legge federale sulla esecuzione e sul fallimen­
to ;

b ) für Entscheidungen , die nicht auf Zahlung eines
Geldbetrages lauten , an den zuständigen kantonalen
Vollstreckungsrichter/ juge cantonal d'exequatur
comp6tent / giudice cantonale competente a pronun­
ciare l'exequatur ;

2 . Abschnitt

Vollstreckung

— in Finnland an das „ulosotonhaltija / överexekutor";
Artikel 31

Die in einem Vertragsstaat ergangenen Entscheidungen , die
in diesem Staat vollstreckbar sind , werden in einem anderen
Vertragsstaat vollstreckt , wenn sie dort auf Antrag eines
Berechtigten für vollstreckbar erklärt worden sind .

Im Vereinigten Königreich wird eine derartige Entscheidung
jedoch in England und Wales , in Schottland oder in Nord­
irland vollstreckt , wenn sie auf Antrag eines Berechtigten zur
Vollstreckung in dem betreffenden Teil des Vereinigten
Königreichs registriert worden ist .

— in Schweden an das „Svea hovrätt";

— im Vereinigten Königreich : '
a ) in England und Wales an den „High Court ofJustice"

oder für Entscheidungen in Unterhaltssachen an den
„Magistrates' Court" über den „Secretary of State";

b ) in Schottland an den „Court of Session" oder für
Entscheidungen in Unterhaltssachen an den „Sheriff
Court" über den „Secretary of State";

c) in Nordirland an den „High Court ofJustice" oder für
Entscheidungen in Unterhaltssachen an den „Magi­
strates' Court" über den „Secretary of State".

( 2 ) Die örtliche Zuständigkeit wird durch den Wohnsitz
des Schuldners bestimmt . Hat dieser keinen Wohnsitz im
Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats , so ist das Gericht
zuständig, in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung durch­
geführt werden soll .

Artikel 32

( 1 ) Der Antrag ist zu richten

— in Belgien an das „tribunal de première instance" oder an
die „rechtbank van eerste aanleg";

— in Dänemark an das „byret";

— in der Bundesrepublik Deutschland an den Vorsitzenden
einer Kammer des Landgerichts ;

— in Griechenland an das „μονομελές πρωτοδικείο";

— in Spanien an das „Juzgado de Primera Instancia";

Artikel 33

Für die Stellung des Antrags ist das Recht des Vollstreckungs­
staats maßgebend .

Der Antragsteller hat im Bezirk des angerufenen Gerichts ein
Wahldomizil zu begründen . Ist das Wahldomizil im Recht
des Vollstreckungsstaats nicht vorgesehen , so hat der
Antragsteller einen Zustellungsbevollmächtigten zu be­
nennen .

Dem Antrag sind die in den Artikeln 46 und 47 angeführten
Urkunden beizufügen .

— in Frankreich an den Präsidenten des „tribunal de grande
instance";

— in Irland an den „High Court";

— in Island an das „h6ra8sdömari";

— in Italien an die „corte d'appello";
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— in Norwegen bei dem „lagmansrett";

— in Österreich bei dem Landesgericht bzw . dem Kreis­
gericht ;

— in Portugal bei dem „Tribunal da Relação";

Artikel 34

Das mit dem Antrag befaßte Gericht erläßt seine Entschei­
dung unverzüglich , ohne daß der Schuldner in diesem
Abschnitt des Verfahrens Gelegenheit erhält , eine Erklärung
abzugeben .

Der Antrag kann nur aus einem der in den Artikeln 27 und 28
angeführten Gründe abgelehnt werden .

Die ausländische Entscheidung darf keinesfalls in der Sache
selbst nachgeprüft werden .

— in der Schweiz bei dem Kantonsgericht / tribunal canto­
nal / tribunale cantonale ;

Artikel 35

Die Entscheidung , die über den Antrag ergangen ist , teilt der
Urkundsbeamte der Geschäftsstelle dem Antragsteller unver­
züglich in der Form mit , die das Recht des Vollstreckungs­
staats vorsieht .

Artikel 36

Wird die Zwangsvollstreckung zugelassen , so kann der
Schuldner gegen die Entscheidung innerhalb eines Monats
nach ihrer Zustellung einen Rechtsbehelf einlegen .

Hat der Schuldner seinen Wohnsitz in einem anderen
Vertragsstaat als dem , in dem die Entscheidung über die
Zulassung der Zwangsvollstreckung ergangen ist , so beträgt
die Frist für den Rechtsbehelf zwei Monate und beginnt von
dem Tage an zu laufen , an dem die Entscheidung dem
Schuldner entweder in Person oder in seiner Wohnung
zugestellt worden ist . Eine Verlängerung dieser Frist wegen
weiter Entfernung ist ausgeschlossen .

— in Finnland bei dem „hovioikeus /hovrätt";

— in Schweden bei dem „Svea hovrätt ;

— im Vereinigten Königreich :
a ) in England und Wales bei dem „High Court of

Justice" oder für Entscheidungen in Unterhaltssachen
bei dem „Magistrates' Court";

b ) in Schottland bei dem „Court of Session" oder für
Entscheidungen in Unterhaltssachen bei dem „Sheriff
Court";

c ) in Nordirland bei dem „High Court of Justice" oder
für Entscheidungen in Unterhaltssachen bei dem
„Magistrates' Court".

( 2 ) Gegen die Entscheidung , die über den Rechtsbehelf
ergangen ist , finden nur statt

— in Belgien , Griechenland , Spanien , Frankreich , Italien ,
Luxemburg und den Niederlanden : die Kassationsbe­
schwerde ;

— in Dänemark : ein Verfahren vor dem „hojesteret" mit
Zustimmung des Justizministers ;

— in der Bundesrepublik Deutschland : die Rechtsbeschwer­
de;

— in Irland : ein auf Rechtsfragen beschränkter Rechtsbehelf
bei dem „Supreme Court";

— in Island : ein Rechtsbehelf bei dem Haestirettur";

— in Norwegen : ein Rechtsbehelf (Kjaeremal oder anke ) bei
dem „Hoyesteretts Kjaeremalsutvalg" oder dem „Hoye­
sterett";

— in Österreich im Fall eines Rekursverfahrens der Revi­
sionsrekurs und im Fall eines Widerspruchsverfahrens die
Berufung mit der allfälligen Möglichkeit einer Revi­
sion ;

— in Portugal : ein auf Rechtsfragen beschränkter Rechts­
behelf;

— in der Schweiz : die staatsrechtliche Beschwerde beim
Bundesgericht / recours de droit public devant le tribunal
federal / ricorso di diritto pubblico davanti al tribunale
federale ;

— in Finnland : ein Rechtsbehelf beim „korkein oikeus /
högsta domstolen";

— in Schweden : ein Rechtsbehelf beim „högsta domsto­
len";

— im Vereinigten Königreich : ein einziger auf Rechtsfragen
beschränkter Rechtsbehelf.

Artikel 37

(1 ) Der Rechtsbehelf wird nach den Vorschriften , die für
das streitige Verfahren maßgebend sind , eingelegt

— in Belgien bei dem „tribunal de première instance" oder
der „rechtbank van eerste aanleg";

— in Dänemark bei dem „landsret";

— in der Bundesrepublik Deutschland bei dem Oberlandes­
gericht ;

— in Griechenland bei dem „εφετείο"

— In Spanien bei der „Audiencia Provincial";

— in Frankreich bei der „cour d'appel";

— in Irland bei dem „High Court";

— in Island bei dem „h^raSsdömari";

— in Italien bei der „corte d'appello";

— in Luxemburg bei der „Cour superieure de Justice" als
Berufungsinstanz für Zivilsachen ;

— in den Niederlanden bei der „arrondissementsrecht­
bank";
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Artikel 38

Das mit dem Rechtsbehelf befaßte Gericht kann auf Antrag
der Partei , die ihn eingelegt hat , das Verfahren aussetzen ,
wenn gegen die Entscheidung im Ursprungsstaat ein ordent­
licher Rechtsbehelf eingelegt oder die Frist für einen solchen
Rechtsbehelf noch nicht verstrichen ist ; in letzterem Fall
kann das Gericht eine Frist bestimmen , innerhalb deren der
Rechtsbehelf einzulegen ist .

Ist eine gerichtliche Entscheidung in Irland oder im Verei­
nigten Königreich erlassen worden , so gilt jeder in dem
Ursprungsstaat statthafte Rechtsbehelf als ordentlicher
Rechtsbehelf im Sinne von Absatz 1 .

Das Gericht kann auch die Zwangsvollstreckung von der
Leistung einer Sicherheit , die es bestimmt, abhängig
machen .

— in der Schweiz bei dem Kantonsgericht / tribunal canto­
nal / tribunale cantonale ;

— in Finnland bei dem „hovioikeus/hovrätt";

— in Schweden bei dem „Svea hovrätt";

— im Vereinigten Königreich :
a ) in England und Wales bei dem „High Court of

Justice" oder für Entscheidungen in Unterhaltssachen
bei dem „Magistrates' Court";

b ) in Schottland bei dem „Court of Session" oder für
Entscheidungen in Unterhaltssachen bei dem „Sheriff
Court";

c) in Nordirland bei dem „High Court of Justice" oder
für Entscheidungen in Unterhaltssachen bei dem
„Magistrates' Court".

( 2 ) Das mit dem Rechtsbehelf befaßte Gericht hat den
Schuldner zu hören . Läßt dieser sich auf das Verfahren nicht
ein , so ist Artikel 20 Absätze 2 und 3 auch dann anzuwenden ,
wenn der Schuldner seinen Wohnsitz nicht in dem Hoheits­
gebiet eines Vertragsstaats hat .

Artikel 39

Solange die in Artikel 36 vorgesehene Frist für den Rechts­
behelf läuft und solange über den Rechtsbehelf nicht ent­
schieden ist , darf die Zwangsvollstreckung in das Vermögen
des Schuldners nicht über Maßnahmen zur Sicherung hin­
ausgehen .

Die Entscheidung , durch welche die Zwangsvollstreckung
zugelassen wird , gibt die Befugnis , solche Maßnahmen zu
veranlassen .

Artikel 40

( 1 ) Wird der Antrag abgelehnt , so kann der Antragsteller
einen Rechtsbehelf einlegen

— in Belgien bei der „cour d'appel" oder dem „hof van
beroep";

— in Dänemark bei dem „landsret";

— in der Bundesrepublik Deutschland bei dem Oberlandes­
gericht ;

Artikel 41

Gegen die Entscheidung, die über den in Artikel 40 vorge­
sehenen Rechtsbehelf ergangen ist , finden nur statt

— in Belgien , Griechenland , Spanien , Frankreich , Italien ,
Luxemburg und den Niederlanden : die Kassationsbe­
schwerde ;

— in Dänemark: ein Verfahren vor dem „hojesteret" mit
Zustimmung des Justizministers ;

— in der Bundesrepublik Deutschland : die Rechtsbe­
schwerde ;

— in Irland : ein auf Rechtsfragen beschränkter Rechtsbehelf
bei dem „Supreme Court";

— in Island : ein Rechtsbehelf bei dem „Hsestirettur";

— in Norwegen : ein Rechtsbehelf ( kjaeremal oder anke ) bei
dem „Hoyesteretts kjaeremalsutvalg" oder dem „Hoye­
sterett";

— in Österreich : der Revisionsrekurs ;

— in Portugal : ein auf Rechtsfragen beschränkter Rechts­
behelf;

— in der Schweiz : die staatsrechtliche Beschwerde beim
Bundesgericht / recours de droit public devant le tribunal
federal / ricorso di diritto pubblico davanti al tribunale
federale ;

— in Finnland : ein Rechtsbehelf beim „korkein oikeus /
högsta domstolen";

— in Schweden : ein Rechtsbehelf beim „högsta dom­
stolen";

— im Vereinigten Königreich : ein einziger auf Rechtsfragen
beschränkter Rechtsbehelf.

— in Griechenland bei dem „εφετείο";

— in Spanien bei der „Audiencia Provincial";

— in Frankreich bei der „cour d'appel";

— in Irland bei dem „High Court";

— in Island bei dem „hera8sdömari";

— in Italien bei der „corte d'appello";

— in Luxemburg bei der „Cour superieure de Justice" als
Berufungsinstanz für Zivilsachen ;

— in den Niederlanden bei dem „gerechtshof";

— in Norwegen bei dem „lagmansrett";

— in Österreich bei dem Landesgericht bzw. dem Kreis­
gericht ;

— in Portugal bei dem „Tribunal da Relação";
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Artikel 42

Ist durch die ausländische Entscheidung über mehrere mit
der Klage geltend gemachte Ansprüche erkannt und kann die
Entscheidung nicht im vollen Umfang zur Zwangsvollstrek­
kung zugelassen werden , so läßt das Gericht sie für einen
oder mehrere dieser Ansprüche zu .

Der Antragsteller kann beantragen , daß die Zwangsvoll­
streckung nur für einen Teil des Gegenstands der Verurtei­
lung zugelassen wird .

Artikel 43

Ausländische Entscheidungen , die auf Zahlung eines
Zwangsgelds lauten , sind in dem Vollstreckungsstaat nur
vollstreckbar , wenn die Höhe des Zwangsgelds durch die
Gerichte des Ursprungsstaats endgültig festgesetzt ist .

2 . bei einer im Versäumnisverfahren ergangenen Entschei­
dung die Urschrift oder eine beglaubigte Abschrift der
Urkunde , aus der sich ergibt , daß das den Rechtsstreit
einleitende Schriftstück oder ein gleichwertiges Schrift­
stück der säumigen Partei zugestellt worden ist .

Artikel 47

Die Partei , welche die Zwangsvollstreckung betreiben will ,
hat ferner vorzulegen

1 . die Urkunden , aus denen sich ergibt , daß die Entschei­
dung nach dem Recht des Ursprungsstaats vollstreckbar
ist und daß sie zugestellt worden ist ;

2 . gegebenenfalls eine Urkunde , durch die nachgewiesen
wird , daß der Antragsteller Prozeßkostenhilfe im
Ursprungsstaat erhält .

Artikel 48

Werden die in Artikel 46 Nummer 2 und in Artikel 47
Nummer 2 angeführten Urkunden nicht vorgelegt , so kann
das Gericht eine Frist bestimmen , innerhalb deren die
Urkunden vorzulegen sind , oder sich mit gleichwertigen
Urkunden begnügen oder von der Vorlage der Urkunden
befreien , wenn es eine weitere Klärung nicht für erforderlich
hält .

Auf Verlangen des Gerichts ist eine Übersetzung der Urkun­
den vorzulegen ; die Übersetzung ist von einer hierzu in einem
der Vertragsstaaten befugten Person zu beglaubigen .

Artikel 49

Die in den Artikeln 46 , 47 und in Artikel 48 Absatz 2
angeführten Urkunden sowie die Urkunde über die Prozeß­
vollmacht , falls eine solche erteilt wird , bedürfen weder der
Legalisation noch einer ähnlichen Förmlichkeit .

Artikel 44

Ist dem Antragsteller im Ursprungsstaat ganz oder teilweise
Prozeßkostenhilfe oder Kosten- und Gebührenbefreiung
gewährt worden , so genießt er in dem Verfahren nach den
Artikeln 32 bis 35 hinsichtlich der Prozeßkostenhilfe und der
Kosten- und Gebührenbefreiung die günstigste Behandlung,
dlie das Recht des Vollstreckungsstaats vorsieht .

Der Antragsteller , welcher die Vollstreckung einer Entschei­
dung einer Verwaltungsbehörde begehrt , die in Dänemark
oder in Island in Unterhaltssachen ergangen ist , kann im
Vollstreckungsstaat Anspruch auf die in Absatz 1 genannten
Vorteile erheben , wenn er eine Erklärung des dänischen oder
des isländischen Justizministeriums darüber vorlegt , daß er
die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die vollständige
oder teilweise Bewilligung der Prozeßkostenhilfe oder für die
Kosten der Gebührenbefreiung erfüllt .

Artikel 45

Der Partei , die in einem Vertragsstaat eine in einem anderen
Vertragsstaat ergangene Entscheidung vollstrecken will , darf
wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder wegen Fehlens
eines inländischen Wohnsitzes oder Aufenthalts eine Sicher­
heitsleistung oder Hinterlegung, unter welcher Bezeichnung
es auch sei , nicht auferlegt werden .

TITEL IV

ÖFFENTLICHE URKUNDEN UND PROZESSVERGLEICHE

3 . Abschnitt

Gemeinsame Vorschriften

Artikel 50

Öffentliche Urkunden , die in einem Vertragsstaat aufgenom­
men und vollstreckbar sind , werden in einem anderen
Vertragsstaat auf Antrag in den Verfahren nach den Arti­
keln 31 ff. für vollstreckbar erklärt . Der Antrag kann nur
abgelehnt werden , wenn die Zwangsvollstreckung aus der
Urkunde der öffentlichen Ordnung des Vollstreckungsstaats
widersprechen würde .

Die vorgelegte Urkunde muß die Voraussetzungen für ihre
Beweiskraft erfüllen , die in dem Staat , in dem sie aufgenom­
men wurde , erforderlich sind .

Die Vorschriften des 3 . Abschnitts des Titels III sind
sinngemäß anzuwenden .

Artikel 46

Die Partei , welche die Anerkennung einer Entscheidung
geltend macht oder die Zwangsvollstreckung betreiben will ,
hat vorzulegen

1 . eine Ausfertigung der Entscheidung, welche die für ihre
Beweiskraft erforderlichen Voraussetzungen erfüllt ;
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Artikel 51

Vergleiche , die vor einem Richter im Laufe eines Verfahrens
abgeschlossen und in dem Staat , in dem sie errichtet wurden ,
vollstreckbar sind , werden in dem Vollstreckungsstaat unter
denselben Bedingungen wie öffentliche Urkunden voll­
streckt .

Ist zwischen den Parteien eines Rechtsstreits über einen
Vertrag bereits vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens
eine schriftliche Vereinbarung getroffen worden , auf diesen
Vertrag die Rechtsvorschriften Irlands oder eines Teils des
Vereinigten Königreichs anzuwenden , so sind die Gerichte in
Irland oder in diesem Teil des Vereinigten Königreichs
weiterhin befugt , über diesen Streitfall zu entscheiden .

Artikel 54a

Während einer Zeit von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens bestimmt sich für Dänemark , Griechen­
land , Irland , Island , Norwegen , Finnland und Schweden die
Zuständigkeit in Seerechtssachen in jedem dieser Staaten
neben den Vorschriften des Titels II auch nach den in den
folgenden Nummern 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften .
Diese Vorschriften werden von dem Zeitpunkt an in diesen
Staaten nicht mehr angewandt , zu dem für diese Staaten das
in Brüssel am 10 . Mai 1952 unterzeichnete Internationale
Übereinkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über den
Arrest in Seeschiffe in Kraft tritt .

1 . Eine Person , die ihren Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats hat , kann vor den Gerichten eines der
obengenannten Staaten wegen einer Seeforderung ver­
klagt werden , wenn das Schiff, auf welches sich die
Seeforderung bezieht , oder ein anderes Schiff im Eigen­
tum dieser Person in einem gerichtsförmlichen Verfahren
innerhalb des Hoheitsgebietes des letzteren Staates zur .
Sicherung der Forderung mit Arrest belegt worden ist
oder dort mit Arrest hätte belegt werden können , jedoch
dafür eine Bürgschaft oder eine andere Sicherheit gelei­
stet worden ist .

a ) wenn der Gläubiger seinen Wohnsitz in dem
Hoheitsgebiet dieses Staates hat :

TITEL V

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 52

Ist zu entscheiden , ob eine Partei im Hoheitsgebiet des
Vertragsstaats , dessen Gerichte angerufen sind , einen Wohn­
sitz hat , so wendet das Gericht sein Recht an .

Hat eine Partei keinen Wohnsitz in dem Staat , dessen
Gerichte angerufen sind , so wendet das Gericht , wenn es zu
entscheiden hat , ob die Partei einen Wohnsitz in einem
anderen Vertragsstaat hat , das Recht dieses Staates an .

Artikel 53

Der Sitz von Gesellschaften und juristischen Personen steht
für die Anwendung dieses Übereinkommens dem Wohnsitz
gleich . Jedoch hat das Gericht bei der Entscheidung darüber ,
wo der Sitz sich befindet , die Vorschriften seines internatio­
nalen Privatrechts anzuwenden .

Um zu bestimmen , ob ein „trust" seinen Sitz in dem
Vertragsstaat hat , bei dessen Gerichten die Klage anhängig
ist , wendet das Gericht sein internationales Privatrecht an .

b ) wenn die Seeforderung in diesem Staat entstanden
ist :

TITEL VI

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN

Artikel 54

Die Vorschriften dieses Übereinkommens sind nur auf solche
Klagen und öffentlichen Urkunden anzuwenden , die erhoben
oder aufgenommen worden sind , nachdem dieses Überein­
kommen im Ursprungsstaat und , wenn die Anerkennung
oder Vollstreckung einer Entscheidung oder Urkunde gel­
tend gemacht wird , im ersuchten Staat in Kraft getreten
ist .

Entscheidungen , die nach dem Inkrafttreten dieses Überein­
kommens zwischen dem Ursprungsstaat und dem ersuchten
Staat aufgrund einer vor diesem Inkrafttreten erhobenen
Klage ergängen sind , werden nach Maßgabe des Titels III
anerkannt und zur Zwangsvollstreckung zugelassen , voraus­
gesetzt , daß das Gericht aufgrund von Vorschriften zustän­
dig war , die mit den Zuständigkeitsvorschriften des Titels II
oder eines Abkommens übereinstimmen , das im Zeitpunkt
der Klageerhebung zwischen dem Ursprungsstaat und dem
Staat , in dem die Entscheidung geltend gemacht wird , in
Kraft war .

c) wenn die Seeforderung im Verlauf der Reise entstan­
den ist , während deren der Arrest vollzogen worden
ist oder hätte vollzogen werden können ;

d ) wenn die Seeforderung auf einem Zusammenstoß
oder auf einem Schaden beruht , den ein Schiff einem
anderen Schiff oder Gütern oder Personen an Bord
eines der Schiffe entweder durch die Ausführung
oder Nichtausführung eines Manövers oder durch
die Nichtbeachtung von Vorschriften zugefügt
hat ;

e ) wenn die Seeforderung auf Hilfeleistung oder Ber­
gung beruht oder

f) wenn die Seeforderung durch eine Schiffshypothek
oder ein sonstiges vertragliches Pfandrecht an dem
Schiff gesichert ist , das mit Arrest belegt wurde .

2 . Ein Gläubiger kann sowohl das Schiff, auf das sich die
Seeforderung bezieht , als auch jedes andere Schiff, das
demjenigen gehört , der im Zeitpunkt des Entstehens der
Seeforderung Eigentümer jenes Schiffes war , mit Arrest
belegen lassen . Jedoch kann nur das Schiff, auf das sich
die Seeforderung bezieht , wegen einer der in Nummer 5
Buchstaben o), p ) oder q) aufgeführten Ansprüche und
Rechte mit Arrest belegt werden .



25 . 11 . 88 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 319 / 21

q) Schiffshypotheken und sonstige vertragliche
Pfandrechte an einem Schiff.

6 . In Dänemark ist als „Arrest" für die in Nummer 5
Buchstaben o) und p ) genannten Seeforderungen der
„forbud" anzusehen , soweit hinsichtlich einer solchen
Seeforderung nur ein „forbud" nach den §§ 646 bis 653
der Zivilprozeßordnung (lov om rettens pleje ) zulässig
ist .

7 . In Island ist als „Arrest" für die in Nummer 5 Buchsta­
ben o ) und p ) genannten Seeforderungen der „lögbann"
anzusehen , soweit hinsichtlich einer solchen Seeforde­
rung nur ein „lögbann" nach Kapitel III des Gesetzes über
Arrest und gerichtliche Verfügungen ( lög um kyrrsetnin­
gu og lögbann) zulässig ist .

TITEL VII

VERHÄLTNIS ZUM BRÜSSELER ÜBEREINKOMMEN UND
ZU ANDEREN ABKOMMEN

3 . Schiffe gelten als demselben Eigentümer gehörend , wenn
alle Eigentumsanteile derselben Person oder denselben
Personen zustehen .

4 . Ist bei der Überlassung des Gebrauchs eines Schiffes die
Schiffsführung dem Ausrüster unterstellt und schuldet
dieser allein eine dieses Schiff betreffende Seeforderung,
so kann der Gläubiger dieses Schiff oder jedes andere dem
Ausrüster gehörende Schiff mit Arrest belegen lassen ;
jedoch kann kein anderes Schiff des Schiffseigners auf­
grund derselben Seeforderung mit Arrest belegt werden .
Entsprechendes gilt in allen Fällen , in denen eine andere
Person als der Schiffseigner Schuldner einer Seeforderung
ist .

5 . „Seeforderung" bezeichnet ein Recht oder einen
Anspruch , die aus einem oder mehreren der folgenden
Entstehungsgründe geltend gemacht werden :

a ) Schäden , die durch ein Schiff durch Zusammenstoß
oder in anderer Weise verursacht sind ;

b ) Tod oder Gesundheitsschäden , die durch ein Schiff
verursacht sind oder die auf den Betrieb eines
Schiffes zurückgehen ;

c ) Bergung und Hilfeleistung;

d ) nach Maßgabe einer Chartepartie oder auf andere
Weise abgeschlossene Nutzungs- oder Mietverträge
über ein Schiff;

e ) nach Maßgabe einer Chartepartie oder eines Kon­
nossements oder auf andere Weise abgeschlossene
Verträge über die Beförderung von Gütern mit
einem Schiff;

f) Verlust oder Beschädigung von zu Schiff beförderten
Gütern einschließlich des Gepäcks ;

g ) große Haverei ;

h ) Bodmerei ;

i ) Schleppdienste ;

j ) Lotsendienste ;

k ) Lieferung von Gütern oder Ausrüstungsgegenstän­
den an ein Schiff, gleichviel an welchem Ort , im
Hinblick auf seinen Einsatz oder seine Instandhal­
tung;

1 ) Bau , Reparatur oder Ausrüstung eines Schiffes sowie
Hafenangaben ;

m ) Gehalt oder Heuer der Kapitäne , Schiffsoffiziere und
Besatzungsmitglieder ;

n ) Auslagen des Kapitäns und der Ablader , Befrachter
und Beauftragten für Rechnung des Schiffes oder
seines Eigentümers ;

o ) Streitigkeiten über das Eigentum an einem Schiff;

p ) Streitigkeiten zwischen Miteigentümern eines Schif­
fes über das Eigentum , den Besitz , den Einsatz oder
die Erträgnisse dieses Schiffes ;

Artikel 54b

( 1 ) Dieses Übereinkommen läßt die Anwendung des am
27 . September 1968 in Brüssel unterzeichneten Übereinkom­
mens über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek­
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen und des am 3 . Juni 1971 in Luxemburg unterzeich­
neten Protokolls über die Auslegung des genannten Überein­
kommens durch den Gerichtshof in der Fassung der Über­
einkommen , mit denen die neuen Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaften jenem Übereinkommen und dessen
Protokoll beigetreten sind , durch die Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaften unberührt . Das genannte
Übereinkommen und dessen Protokoll zusammen werden
nachstehend als „Brüsseler Übereinkommen" bezeichnet .

( 2 ) Dieses Übereinkommen wird jedoch in jedem Fall
angewandt

a ) in Fragen der gerichtlichen Zuständigkeit , wenn der
Beklagte seinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats hat , der nicht Mitglied der Europäischen
Gemeinschaften ist , oder wenn die Gerichte eines solchen
Vertragsstaats nach den Artikeln 16 oder 17 zuständig
sind ;

b ) bei Rechtshängigkeit oder im Zusammenhang stehenden
Verfahren im Sinne der Artikel 21 und 22 , wenn
Verfahren in einem den Europäischen Gemeinschaften
nicht angehörenden und in einem den Europäischen
Gemeinschaften angehörenden Vertragsstaat anhängig
gemacht werden ;

c ) in Fragen der Anerkennung und Vollstreckung , wenn
entweder der Ursprungsstaat oder der ersuchte Staat
nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaften ist .

( 3 ) Außer aus den in Titel III vorgesehenen Gründen kann
die Anerkennung oder Vollstreckung versagt werden , wenn
sich der der Entscheidung zugrunde liegende Züständigkeits­
grund von demjenigen unterscheidet , der sich aus diesem
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Übereinkommen ergibt , und wenn die Anerkennung oder
Vollstreckung gegen eine Partei geltend gemacht wird , die
ihren Wohnsitz in einem nicht den Europäischen Gemein­
schaften angehörenden Vertragsstaat hat , es sei denn , daß
die Entscheidung anderweitig nach dem Recht des ersuchten
Staates anerkannt oder vollstreckt werden kann .

— den am 16 . Dezember 1960 in Bern unterzeichneten
österreichisch-schweizerischen Vertrag über die An­
erkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun­
gen ;

— das am 12 . Juni 1961 in London unterzeichnete bri­
tisch-norwegische Abkommen über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei­
dungen in Zivilsachen ;

— den am 14 . Juli 1961 in Wien unterzeichneten bri­
tisch-österreichischen Vertrag über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei­
dungen in Zivil- und Handelssachen und das am 6 . März
1970 in London unterzeichnete Protokoll zur Abände­
rung dieses Vertrages ;

— das am 6 . Februar 1963 in Den Haag unterzeichnete
niederländisch-österreichische Abkommen über die ge­
genseitige Anerkennung und Vollstreckung von gericht­
lichen Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts ;

— das am 15 . Juli 1966 in Wien unterzeichnete franzö­
sisch-österreichische Abkommen über die Anerkennung
und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen
und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und
Handelsrechts ;

— das am 29 . Juli 1971 in Luxemburg unterzeichnete
luxemburgisch-österreichische Abkommen über die An­
erkennung und die Vollstreckung von gerichtlichen Ent­
scheidungen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet
des Zivil- und Handelsrechts ;

— das am 16 . November 1971 in Rom unterzeichnete
italienisch-österreichische Abkommen über die Anerken­
nung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidun­
gen in Zivil - und Handelssachen , von gerichtlichen
Vergleichen und von Notariatsakten ;

— den am 17 . Juni 1977 in Oslo unterzeichneten
deutsch-norwegischen Vertrag über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entschei­
dungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handels­
sachen ;

— das am 1 1 . Oktober 1977 in Kopenhagen unterzeichnete
Übereinkommen zwischen Dänemark , Finnland , Island ,
Norwegen und Schweden über die Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil­
sachen ;

— das am 16 . September 1982 in Stockholm unterzeichnete
österreichisch-schwedische Abkommen über die An­
erkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivilsachen ;

— das am 17 . Februar 1984 in Wien unterzeichnete öster­
reichisch-spanische Abkommen über die Anerkennung
und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen ,
Vergleichen und vollstreckbaren öffentlichen Urkunden
in Zivil- und Handelssachen ;

— das am 21 . Mai 1984 in Wien unterzeichnete norwe­
gisch-österreichische Abkommen über die Anerkennung
und die Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil­
sachen ; und

Artikel 55

Dieses Übereinkommen ersetzt unbeschadet der Vorschrif­
ten des Artikels 54 Absatz 2 und des Artikels 56 die
nachstehenden zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten
geschlossenen Abkommen :

— das am 15 . Juni 1869 in Paris unterzeichnete franzö­
sisch-schweizerische Abkommen über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Urteile
in Zivilsachen ;

— den am 19 . November 1896 in Madrid unterzeichneten
spanisch-schweizerischen Vertrag über die gegenseitige
Vollstreckung gerichtlicher Urteile und Entscheidungen
in Zivil- und Handelssachen ;

— das am 2 . November 1929 in Bern unterzeichnete
deutsch-schweizerische Abkommen über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Ent­
scheidungen und Schiedssprüchen ;

— das am 16 . März 1932 in Kopenhagen unterzeichnete
Übereinkommen zwischen Dänemark , Finnland , Island ,
Norwegen und Schweden über die Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen ;

i
— das am 3 . Januar 1933 in Rom unterzeichnete italie­

nisch-schweizerische Abkommen über die Anerkennung
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen ;

— das am 15 . Januar 1936 in Stockholm unterzeichnete
schwedisch-schweizerische Abkommen über die An­
erkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Ent­
scheidungen und Schiedssprüchen ;

— das am 25 . Oktober 1957 in Wien unterzeichnete
belgisch-österreichische Abkommen über die gegenseiti­
ge Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen
Entscheidungen und öffentlichen Urkunden betreffend
Unterhaltsverpflichtungen ;

— das am 29 . April 1959 in Bern unterzeichnete bel­
gisch-schweizerische Abkommen über die Anerkennung
und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen
und Schiedssprüchen ;

— den am 6 . Juni 1959 in Wien unterzeichneten
deutsch-österreichischen Vertrag über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung .von gerichtlichen Ent­
scheidungen , Vergleichen und öffentlichen Urkunden in
Zivil- und Handelssachen ;

— das am 16 . Juni 1959 in Wien unterzeichnete bel­
gisch-österreichische Abkommen über die gegenseitige
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Ent­
scheidungen , Schiedssprüchen und öffentlichen Urkun­
den auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts ;
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— das am 17 . November 1986 in Wien unterzeichnete
finnisch-österreichische Abkommen über die Anerken­
nung und die Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivilsachen .

Artikel 56

Die in Artikel 55 angeführten Abkommen und Verträge
behalten ihre Wirksamkeit für die Rechtsgebiete , auf die
dieses Übereinkommen nicht anzuwenden ist .

Sie bleiben auch weiterhin für die Entscheidungen und die
öffentlichen Urkunden wirksam , die vor Inkrafttreten dieses
Übereinkommens ergangen oder aufgenommen sind .

Artikel 59

Dieses Übereinkommen hindert einen Vertragsstaat nicht ,
sich gegenüber einem dritten Staat im Rahmen eines Abkom­
mens über die Anerkennung und Vollstreckung von Urteilen
zu verpflichten , Entscheidungen der Gerichte eines anderen
Vertragsstaats gegen Beklagte , die ihren Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt in dem Hoheitsgebiet des dritten
Staates haben , nicht anzuerkennen , wenn die Entscheidun­
gen in den Fällen des Artikels 4 nur in einem der in Artikel 3
Absatz 2 angeführten Gerichtsstände ergehen können .

Kein Vertragsstaat kann sich jedoch gegenüber einem dritten
Staat verpflichten , eine Entscheidung nicht anzuerkennen ,
die in einem anderen Vertragsstaat durch ein Gericht gefällt
wurde , dessen Zuständigkeit auf das Vorhandensein von
Vermögenswerten des Beklagten in diesem Staat oder die
Beschlagnahme von dort vorhandenem Vermögen durch den
Kläger gegründet ist ,
1 . wenn die Klage erhoben wird , um Eigentums- oder

Inhaberrechte hinsichtlich dieses Vermögens festzustel­
len oder anzumelden oder um Verfügungsgewalt darüber
zu erhalten , oder wenn die Klage sich aus einer anderen
Streitsache im Zusammenhang mit diesem Vermögen
ergibt ,
oder

2 . wenn das Vermögen die Sicherheit für einen Anspruch
darstellt , der Gegenstand des Verfahrens ist .

TITEL VIII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 60

Vertragsparteien dieses Übereinkommens können sein
a ) die Staaten , die in dem Zeitpunkt , zu dem das Überein­

kommen zur Unterzeichnung aufgelegt wird , Mitglieder
der Europäischen Gemeinschaften oder der Europä­
ischen Freihandelsassoziation sind ;

b ) die Staaten , die nach diesem Zeitpunkt Mitglieder der
Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen
Freihandelsassoziation werden ;

c) die Staaten , die nach Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe b )
zum Beitritt eingeladen werden .

Artikel 61

( 1 ) Dieses Übereinkommen liegt für die Staaten , die
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften oder der Euro­
päischen Freihandelsassoziation sind , zur Unterzeichnung
auf.

( 2 ) Das Übereinkommen bedarf der Ratifikation durch
die Unterzeichnerstaaten . Die Ratifikationsurkunden wer­
den beim Schweizerischen Bundesrat hinterlegt .

( 3 ) Das Übereinkommen tritt am ersten Tag des dritten
Monats in Kraft , der auf den Tag folgt , an dem zwei Staaten ,
von denen einer Mitglied der Europäischen Gemeinschaften

Artikel 57

( 1 ) Dieses Übereinkommen läßt Übereinkommen unbe­
rührt , denen die Vertragsstaaten angehören oder angehören
werden und die für besondere Rechtsgebiete die gerichtliche
Zuständigkeit , die Anerkennung oder die Vollstreckung von
Entscheidungen regeln .

( 2 ) Dieses Übereinkommen schließt nicht aus , daß ein
Gericht eines Vertragsstaats , der Vertragspartei eines Über­
einkommens nach Absatz 1 ist , seine Zuständigkeit auf ein
solches Übereinkommen stützt , und zwar auch dann , wenn
der Beklagte seinen Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaats hat , der nicht Vertragspartei eines solchen
Übereinkommens ist . In jedem Fall wendet dieses Gericht
Artikel 20 an .

( 3 ) Entscheidungen , die in einem Vertragsstaat von einem
Gericht erlassen worden sind , das seine Zuständigkeit auf ein
in Absatz 1 bezeichnetes Übereinkommen gestützt hat ,
werden in den anderen Vertragsstaaten nach Titel III an­
erkannt und vollstreckt .

(4 ) Außer aus den in Titel III vorgesehenen Gründen kann
die Anerkennung oder Vollstreckung versagt werden , wenn
der ersuchte Staat nicht Vertragspartei eines in Absatz 1
bezeichneten Übereinkommens ist und wenn die Person ,
gegen die die Anerkennung oder Vollstreckung geltend
gemacht wird , ihren Wohnsitz in diesem Staat hat , es sei
denn , daß die Entscheidung nach einer anderen Rechtsvor­
schrift des ersuchten Staates anerkannt oder vollstreckt
werden kann .

( 5 ) Sind der Ursprungsstaat und der ersuchte Staat Ver­
tragsparteien eines in Absatz 1 bezeichneten Übereinkom­
mens , welches die Voraussetzungen für die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen regelt , so gelten diese
Voraussetzungen . In jedem Fall können die Bestimmungen
des vorliegenden Übereinkommens über das Verfahren zur
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen ange­
wandt werden .

Artikel 58

— gegenstandslos —
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zeit durch eine an den Schweizerischen Bundesrat gerichtete
Notifikation kündigen .

(4 ) Die Kündigung wird am Ende des Kalenderjahres
wirksam , das auf einen Zeitraum von sechs Monaten folgt ,
gerechnet vom Eingang ihrer Notifikation beim Schweizeri­
schen Bundesrat .

Artikel 65

Diesem Übereinkommen sind beigefügt :
— ein Protokoll Nr . 1 über bestimmte Zuständigkeits-,

Verfahrens- und Vollstreckungsfragen ;
— ein Protokoll Nr . 2 über die einheitliche Auslegung des

Übereinkommens ;
— ein Protokoll Nr . 3 über die Anwendung von Arti­

kel 57 .

und der andere Mitglied der Europäischen Freihandelsasso­
ziation ist , ihre Ratifikationsurkunden hinterlegt haben .

(4 ) Für jeden anderen Unterzeichnerstaat tritt das Über­
einkommen am ersten Tag des dritten Monats in Kraft , der
auf die Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgt .

Artikel 62

( 1 ) Dem Übereinkommen können nach seinem Inkraft­
treten beitreten

a ) die in Artikel 60 Buchstabe b ) bezeichneten Staaten ,
b ) andere Staaten, die auf ein an den Depositarstaat

gerichtetes Ersuchen eines Vertragsstaats hin zum Bei­
tritt eingeladen worden sind . Der Depositarstaat lädt den
betreffenden Staat zum Beitritt nur ein , wenn ihm nach
Übermittlung des Inhalts der Mitteilungen , die der
betreffende Staat nach Artikel 63 zu machen beabsich­
tigt , die Zustimmung aller UnterzeichnerStaaten sowie
aller in Artikel 60 Buchstaben a ) und b ) bezeichneten
Vertragsstaaten vorliegt .

( 2 ) Wünscht ein beitretender Staat Erklärungen im Sinne
des Protokolls Nr . 1 abzugeben , so werden zu diesem Zweck
Verhandlungen aufgenommen . Eine Verhandlungskonfe­
renz wird durch den Schweizerischen Bundesrat einberu­
fen .

( 3 ) Für jeden beitretenden Staat tritt das Übereinkommen
am ersten Tag des dritten Monats in Kraft , der auf die
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde folgt .

(4 ) Für einen in Absatz 1 Buchstaben a ) oder b ) bezeich­
neten Staat tritt das Übereinkommen jedoch nur im Verhält­
nis zu den Vertragsstaaten in Kraft , die vor dem ersten Tag
des dritten Monats , der auf die Hinterlegung der Beitritts­
urkunde folgt , keine Einwände gegen den Beitritt erhoben
haben .

Diese Protokolle sind Bestandteil des Übereinkommens .

Artikel 66

Jeder Vertragsstaat kann eine Revision dieses Übereinkom­
mens beantragen . Zu diesem Zweck beruft der Schweizeri­
sche Bundesrat innerhalb von sechs Monaten nach Beantra­
gung der Revision eine Revisionskonferenz ein .

Artikel 67

Der Schweizerische Bundesrat notifiziert den Staaten , die auf
der diplomatischen Konferenz von Lugano vertreten waren ,
und den Staaten , die dem Übereinkommen später beigetreten
sind ,

a ) die Hinterlegung jeder Ratifikations- oder Beitrittsur­
kunde ;

b ) den Tag, an dem dieses Übereinkommen für die Ver­
tragsstaaten in Kraft tritt ;

c) die nach Artikel 64 eingegangenen Kündigungen ;
d ) die nach Artikel Ia des Protokolls Nr . 1 eingegangenen

Erklärungen ;

e ) die nach Artikel Ib des Protokolls Nr . 1 eingegangenen
Erklärungen ;

f) die nach Artikel IV des Protokolls Nr . 1 eingegangenen
Erklärungen ;

g ) die Mitteilungen nach Artikel VI des Protokolls Nr . 1 .

Artikel 68

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in dänischer ,
deutscher , englischer , finnischer , französischer , griechi­
scher , irischer , isländischer , italienischer , niederländischer ,
norwegischer , portugiesischer , schwedischer und spanischer
Sprache abgefaßt , wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist ; es wird im Archiv des Schweizerischen
Bundesrates hinterlegt , der den Regierungen der Staaten , die
auf der diplomatischen Konferenz von Lugano vertreten
waren , und jedem beitretenden Staat eine beglaubigte
Abschrift übermittelt .

Artikel 63

Jeder beitretende Staat hat bei der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde die für die Anwendung der Artikel 3 , 32 ,
37 , 40 , 41 und 55 dieses Übereinkommens erforderlichen
Mitteilungen zu machen und gegebenenfalls die bei den
Verhandlungen über das Protokoll Nr . 1 festgelegten Erklä­
rungen abzugeben .

Artikel 64

( 1 ) Dieses Übereinkommen wird zunächst für die Dauer
von fünf Jahren geschlossen , gerechnet von seinem Inkraft­
treten nach Artikel 61 Absatz 3 ; dies gilt auch für die Staaten ,
die das Übereinkommen später ratifizieren oder ihm später
beitreten .

( 2 ) Nach Ablauf des anfänglichen Zeitraums von fünf
Jahren verlängert sich das Übereinkommen stillschweigend
um jeweils ein Jahr .

( 3 ) Nach Ablauf des anfänglichen Zeitraums von fünf
Jahren kann jeder Vertragsstaat das Übereinkommen jeder­
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En fe de lo cual , los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio .

Til bekræftelse heraf har undertegnede befuldmægtigede underskrevet denne konvention .

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschrift unter dieses
Übereinkommen gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω , οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα σύμβαση .

In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have signed this Convention .

En foi de quoi , les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention .

Dá fhianú sin , chuir na Lánchumhachtaigh thíos-sínithe de lámh leis an gCoinbhinsiún seo .

Pessu til staδfestu hafa undirritaδir fulltrúar sem til pess hafa füllt umboδ undirritaδ samning
pennan .

In fede di che , i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce alla presente
convenzione .

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder dit Verdrag hebben
gesteld .

Til bekreftelse har de undertegnete befullmektigte underskrevet Konvensjonen her .

Em fé do que os plenipotenciários abaixo-assinados apuseram as suas assinaturas no final da presente
convenção .

Tämän vakuudeksi ovat allekirjoittaneet , asianmukaisesti siihen valtuutettuina , allekirjoittaneet
tämän yleissopimuksen .

Till bekräftelse härav har undertecknade befullmäktigade ombud undertecknat denna konven­
tion .

Hecho en Lugano , a dieciséis de septiembre de mil novecientos ochenta y ocho .

Udfærdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundrede og otteogfirs .

Geschehen zu Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig .

Έγινε στο Λουγκάνο, στις δέκα έξι Σεπτεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδόντα οκτώ .

Done at Lugano on the sixteenth day of September in the year one thousand nine hundred and
eighty-eight .

Fait à Lugano , le seize septembre mil neuf cent quatre-vingt-huit .

Arna dhéanamh i Lugano , an séú lá déag de Mhéan Fómhair sa bhliain míle naoi gcéad ochto a
hocht .

Gjört í Lugano hinn sextánda dag septembermána8ar nítján hundru8 áttatíu og átta .

Fatto a Lugano , addì sedici settembre millenovecentottantotto .

Gedaan te Lugano , de zestiende september negentienhonderd achtentachtig .
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Utferdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundre og åttiåtte .

Feito em Lugano , em dezasseis de Setembro de mil novecentos e oitenta e oito .

Tehty Luganossa kuudentenatoista päivänä syyskuuta vuonna tuhat yhdeksänsataa kahdeksankym­
mentäkahdeksan .

Som skedde i Lugano den sextonde september nittonhundraåttioåtta .

Pour Sa Majesté le roi des Belges
Voor Zijne Majesteit de Koning der Belgen

For Hendes Majestaet Danmarks Dronning

Für den Präsidenten der Bundesrepublik Deutschland

Για τον Πρόεδρο της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por Su Majestad el Rey de Espana

Pour le président de la République française

. Thar ceann Uachtarán na hÉireann
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Fyrir forseta lyôveldisins Islands

Per il Presidente della Repubblica italiana

Pour Son Altesse Royale le grand-duc de Luxembourg

Voor Hare Majesteit de Koningin der Nederlanden

For Hans Majestet Norges Konge

Für den Bundespräsidenten der Republik Österreich

Pelo Presidente da República Portuguesa
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Für den Schweizerischen Bundesrat
Pour le Conseil fédéral suisse
Per il Consiglio federale svizzero

Suomen tasavallan presidentin puolesta

För Konungariket Sveriges regering

For Her Majesty the Queen of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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PROTOKOLL Nr. 1

über bestimmte Zuständigkeits-, Verfahrens- und Vollstreckungsfragen

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN HABEN NACHSTEHEN­
DE BESTIMMUNGEN VEREINBART , DIE DEM ÜBEREIN­
KOMMEN BEIGEFÜGT WERDEN :

das Recht vorbehalten , in anderen Vertragsstaaten ergange­
ne Entscheidungen nicht anzuerkennen und zu vollstrecken ,
wenn die Zuständigkeit des Gerichts des Ursprungsstaats
nach Artikel 16 Nummer 1 Buchstabe b ) ausschließlich
dadurch begründet ist , daß der Beklagte seinen Wohnsitz in
dem Ursprungsstaat hat und die unbewegliche Sache in dem
Hoheitsgebiet des Staates belegen ist , der den Vorbehalt
angebracht hat .

Artikel I

Jede Person , die ihren Wohnsicht in Luxemburg hat und vor
dem Gericht eines anderen Vertragsstaats aufgrund des
Artikels 5 Nummer 1 verklagt wird , kann die Unzuständig­
keit dieses Gerichts geltend machen . Läßt sich der Beklagte
auf das Verfahren nicht ein , so erklärt sich das Gericht von
Amts wegen für unzuständig.

Jede Gerichtsstandsvereinbarung im Sinne des Artikels 17 ist
für eine Person , die ihren Wohnsitz in Luxemburg hat , nur
dann wirksam , wenn diese sie ausdrücklich und besonders
angenommen hat .

Artikel II

Unbeschadet günstigerer innerstaatlicher Vorschriften kön­
nen Personen , die ihren Wohnsitz in einem Vertragsstaat
haben und die vor den Strafgerichten eines anderen Vertrags­
staats , dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzen , wegen
einer fahrlässig begangenen Straftat verfolgt werden , sich
von hierzu befugten Personen verteidigen lassen , selbst wenn
sie persönlich nicht erscheinen .

Das Gericht kann jedoch das persönliche Erscheinen anord­
nen ; wird diese Anordnung nicht befolgt , so braucht die
Entscheidung, die über den Anspruch aus einem Rechtsver­
hältnis des Zivilrechts ergangen ist , ohne daß sich der
Angeklagte verteidigen konnte , in den anderen Vertragsstaa­
ten weder anerkannt noch vollstreckt zu werden .

Artikel III

In dem Vollstreckungsstaat dürfen in dem Verfahren auf
Erteilung der Vollstreckungsklausel keine nach dem Streit­
wert abgestuften Stempelabgaben oder Gebühren erhoben
werden .

Artikel la

( 1 ) Die Schweizerische Eidgenossenschaft behält sich
das Recht vor , bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkun­
de zu erklären , daß eine in einem anderen Vertragsstaat
ergangene Entscheidung in der Schweiz nicht anerkannt oder
vollstreckt wird , wenn

a ) die Zuständigkeit des Gerichts , das die Entscheidung
erlassen hat , sich nur auf Artikel 5 Nummer 1 des
Übereinkommens stützt ;

b ) der Beklagte zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfah­
rens seinen Wohnsitz in der Schweiz hatte ; im Sinne
dieses Artikels hat eine Gesellschaft oder juristische
Person ihren Sitz in der Schweiz , wenn ihr statutarischer
Sitz und der tatsächliche Mittelpunkt ihrer Tätigkeit in
der Schweiz liegen ; und

c) der Beklagte gegen die Anerkennung oder die Vollstrek­
kung der Entscheidung in der Schweiz Einspruch erhebt ,
sofern er nicht auf den Schutz der in diesem Absatz
vorgesehenen Erklärung verzichtet hat .

( 2 ) Dieser Vorbehalt ist nicht anzuwenden , soweit in dem
Zeitpunkt , zu dem die Anerkennung oder Vollstreckung
beantragt wird , eine Änderung von Artikel 59 der Schweize­
rischen Bundesverfassung stattgefunden hat . Der Schweize­
rische Bundesrat teilt solche Änderungen den Unterzeichner­
staaten und den beitretenden Staaten mit .

( 3 ) Dieser Vorbehalt wird am 31 . Dezember 1999
unwirksam . Er kann jederzeit zurückgezogen werden .

Artikel IV

Gerichtliche und außergerichtliche Schriftstücke , die in
einem Vertragsstaat ausgefertigt sind und einer in dem
Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats befindlichen
Person zugestellt werden sollen , werden nach den zwischen
den Vertragsstaaten geltenden Übereinkommen oder Verein­
barungen übermittelt .

Sofern der Staat , in dessen Hoheitsgebiet die Zustellung
bewirkt werden soll , nicht durch eine Erklärung , die an den
Schweizerischen Bundesrat zu richten ist , widersprochen hat ,
können diese Schriftstücke auch von den gerichtlichen
Amtspersonen des Staates , in dem sie angefertigt worden
sind , unmittelbar den gerichtlichen Amtspersonen des Staa­
tes übersandt werden , in dessen Hoheitsgebiet sich die Person
befindet , für welche das Schriftstück bestimmt ist . In diesem
Fall übersendet die gerichtliche Amtsperson des Ursprungs­
staats eine Abschrift des Schriftstücks der gerichtlichen
Amtsperson des ersuchten Staates , die für die Übermittlung
an den Empfänger zuständig ist . Diese Übermittlung wird in
den Formen vorgenommen , die das Recht des ersuchten

Artikel Ib

Jeder Vertragsstaat kann sich durch eine bei der Hinterle­
gung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde abgegebene
Erklärung unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 28
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Staates vorsieht . Sie wird durch ein Zeugnis festgestellt , das
der gerichtlichen Amtsperson des Ursprungsstaats unmittel­
bar zugesandt wird .

Artikel Vb

Bei Streitigkeiten zwischen dem Kapitän und einem Mitglied
der Mannschaft eines in Dänemark, in Griechenland , in
Irland , in Island , in Norwegen , in Portugal oder in Schweden
eingetragenen Seeschiffes über die Heuer oder sonstige
Bedingungen des Dienstverhältnisses haben die Gerichte
eines Vertragsstaats zu überprüfen , ob der für das Schiff
zuständige diplomatische oder konsularische Vertreter von
der Streitigkeit unterrichtet worden ist . Sie haben das
Verfahren auszusetzen , solange dieser Vertreter nicht unter­
richtet worden ist . Sie haben sich von Amts wegen für
unzuständig zu erklären , wenn dieser Vertreter , nachdem er
ordnungsgemäß unterrichtet worden ist , die Befugnisse
ausgeübt hat , die ihm insoweit aufgrund eines Konsularab­
kommens zustehen , oder , falls ein derartiges Abkommen
nicht besteht , innerhalb der festgesetzten Frist Einwände
gegen die Zuständigkeit geltend gemacht hat .

Artikel V

Die in Artikel 6 Nummer 2 und Artikel 10 für eine
Gewährleistungs- oder Interventionsklage vorgesehene Zu­
ständigkeit kann in der Bundesrepublik Deutschland , in
Spanien , in Österreich und in der Schweiz nicht geltend
gemacht werden . Jede Person , die ihren Wohnsitz in einem
anderen Vertragsstaat hat , kann vor Gericht geladen wer­
den

— in der Bundesrepublik Deutschland nach den §§ 68 und
72 bis 74 der Zivilprozeßordnung, die für die Streitver­
kündung gelten ,

— in Spanien nach Artikel 1482 des Zivilgesetzbuches ,

— in Österreich nach § 21 der Zivilprozeßordnung, der für
die Streitverkündigung gilt ,

— in der Schweiz nach den einschlägigen Vorschriften der
kantonalen Zivilprozeßordnung über die Streitverkün­
dung ( litis denuntiatio ).

Entscheidungen , die in den anderen Vertragsstaaten auf­
grund des Artikels 6 Nummer 2 und des Artikels 10 ergangen
sind , werden in der Bundesrepublik Deutschland , in Spanien ,
in Österreich und in der Schweiz nach Titel III anerkannt und
vollstreckt . Die Wirkungen , welche die in diesen Staaten
ergangenen Entscheidungen nach Absatz 1 gegenüber Drit­
ten haben , werden auch in den anderen Vertragsstaaten
anerkannt .

Artikel Vc

- gegenstandslos -

Artikel Va

Unbeschadet der Zuständigkeit des Europäischen Patent­
amts nach dem am 5 . Oktober 1973 in München unterzeich­
neten Übereinkommen über die Erteilung europäischer
Patente sind die Gerichte eines jeden Vertragsstaats ohne
Rücksicht auf den Wohnsitz der Parteien für alle Verfahren
ausschließlich zuständig, welche die Erteilung oder die
Gültigkeit eines europäischen Patents zum Gegenstand
haben , das für diesen Staat erteilt wurde und kein Gemein­
schaftspatent nach Artikel 86 des am 15 . Dezember 1975 in
Luxemburg unterzeichneten Übereinkommens über das
europäische Patent für den Gemeinsamen Markt ist .

Artikel Va

In Unterhaltssachen umfaßt der Begriff „Gericht" auch
dänische , isländische und norwegische Verwaltungsbehör­
den .

In Zivil- und Handelssachen umfaßt der Begriff „Gericht"
auch das finnische „ulosotonhaltiia / överexekutor".

Artikel VI

Die Vertragsstaaten teilen dem Schweizerischen Bundesrat
den Wortlaut ihrer gesetzlichen Vorschriften mit , durch
welche ihre in diesem Übereinkommen angeführten Vor­
schriften oder die in Titel III 2 . Abschnitt angeführten
Gerichtsstände geändert werden .
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PROTOKOLL Nr. 2

über die einheitliche Auslegung des Übereinkommens

PRÄAMBEL

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN —

GESTÜTZT auf Artikel 65 dieses Übereinkommens ,

IN ANBETRACHT der sachlichen Verknüpfung zwischen diesem Übereinkommen und dem Brüsseler
Übereinkommen ,

IN DER ERWÄGUNG , daß dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften durch das Protokoll vom 3 . Juni
1971 die Zuständigkeit zur Entscheidung über die Auslegung der Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens
übertragen wurde ,

IN VOLLER KENNTNIS der bis zur Unterzeichnung des vorliegenden Übereinkommens ergangenen Entschei­
dungen des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften über die Auslegung des Brüsseler Übereinkom­
mens ,

IN DER ERWÄGUNG , daß bei den Verhandlunen , die zum Abschluß dieses Übereinkommens geführt haben ,
vom Brüsseler Übereinkommen unter Berücksichtigung der vorgenannten Entscheidungen ausgegangen worden
ist ,

IN DEM BESTREBEN , bei voller Wahrung der Unabhängigkeit der Gerichte voneinander abweichende
Auslegungen zu vermeiden und zu einer möglichst einheitlichen Auslegung der Bestimmungen des vorliegenden
Übereinkommens einerseits sowie dieser Bestimmungen und derjenigen Bestimmungen des Brüsseler Überein­
kommens , die in ihrem wesentlichen Gehalt in das vorliegende Übereinkommen übernommen worden sind ,
andererseits , zu gelangen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

Artikel 1

Die Gerichte jedes Vertragsstaats tragen bei der Anwendung
und Auslegung der Bestimmungen dieses Übereinkommens
den Grundsätzen gebührend Rechnung, die in maßgeblichen
Entscheidungen von Gerichten der anderen Vertragsstaaten
zu den Bestimmungen des genannten Übereinkommens
entwickelt worden sind .

— die Klassifizierung dieser Entscheidungen durch die
Zentralstelle , erforderlichenfalls einschließlich der Er­
stellung und Veröffentlichung von Übersetzungen und
Zusammenfassungen ;

— die von der Zentralstelle vorzunehmende Übermittlung
der einschlägigen Dokumente an die zuständigen natio­
nalen Behörden aller Unterzeichnerstaaten dieses Über­
einkommens und aller beitretenden Staaten sowie an die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften .

( 2 ) Zentralstelle ist der Kanzler des Gerichtshofs der
Europäischen Gemeinschaften .

Artikel 2

( 1 ) Die Vertragsparteien kommen überein , ein System für
den Austausch von Informationen über die in Anwendung
dieses Übereinkommens ergangenen Entscheidungen sowie
über die in Anwendung des Brüsseler Übereinkommens
ergangenen maßgeblichen Entscheidungen einzurichten .
Dieses System umfaßt

— die von den zuständigen Behörden vorzunehmende Über­
mittlung der Entscheidungen letztinstanzlicher Gerichte
und des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften
sowie anderer besonders wichtiger , rechtskräftig gewor­
dener Entscheidungen , die in Anwendung dieses Über­
einkommens oder des Brüsseler Übereinkommens ergan­
gen sind , an eine Zentralstelle ;

Artikel 3

( 1 ) Es wird ein Ständiger Ausschuß für die Zwecke dieses
Protokolls eingesetzt .

( 2 ) Der Ausschuß besteht aus Vertretern , die von jedem
Unterzeichnerstaat und jedem beitretenden Staat bestellt
werden .

( 3 ) Die Europäischen Gemeinschaften (Kommission ,
Gerichtshof und GeneralSekretariat des Rates ) und die
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Europäische Freihandelsassoziation können an den Sitzun­
gen als Beobachter teilnehmen .

Artikel 4

( 1 ) Auf Antrag einer Vertragspartei beruft der Depositar­
staat dieses Ubereinkommens Sitzungen des Ausschusses zu
einem Meinungsaustausch über die Wirkungsweise des
Übereinkommens ein , und zwar insbesondere über

— die Entwicklung der aufgrund von Artikel 2 Absatz 1
mitgeteilten Rechtsprechung und

— die Anwendung von Artikel 57 dieses Übereinkom­
mens .

( 2 ) Der Ausschuß kann im Lichte dieses Meinungsaustau­
sches auch prüfen , ob eine Revision dieses Übereinkommens
in Einzelpunkten angebracht ist , und entsprechende Empfeh­
lungen abgeben .
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PROTOKOLL Nr. 3

über die Anwendung von Artikel 57

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

1 . Für die Zwecke dieses Übereinkommens werden die Bestimmungen , die für besondere
Rechtsgebiete die gerichtliche Zuständigkeit , die Anerkennung oder die Vollstreckung von
Entscheidungen regeln und in Rechtsakten der Organe der Europäischen Gemeinschaften
enthalten sind oder künftig darin enthalten sein werden , ebenso behandelt wie die in Artikel 57
Absatz 1 bezeichneten Übereinkommen .

2 . Ist ein Vertragsstaat der Auffassung, daß eine Bestimmung eines Rechtsaktes der Organe der
Europäischen Gemeinschaften mit dem Übereinkommen nicht vereinbar ist , so fassen die
Vertragsstaaten unbeschadet der Anwendung des in Protokoll Nr . 2 vorgesehenen Verfahrens
unverzüglich eine Änderung entsprechend Artikel 66 ins Auge .
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ERKLÄRUNG

der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Übereinkommens, die
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind, zum Protokoll Nr. 3 über die Anwendung von

Artikel 57 des Übereinkommens

Bei der Unterzeichnung des am 16 . September 1988 in Lugano geschlossenen Übereinkommens über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen

ERKLÄREN DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

in Anbetracht der gegenüber den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation eingegan­
genen Verpflichtungen ,

in dem Bestreben, die Einheit des mit dem Übereinkommen geschaffenen Rechtssystems nicht zu
beeinträchtigen,

daß sie alles in ihrer Macht Stehende tun werden , um sicherzustellen , daß bei der Ausarbeitung
gemeinschaftlicher Rechtsakte im Sinne der Nummer 1 des Protokolls Nr . 3 über die Anwendung von
Artikel 57 die in dem Übereinkommen niedergelegten Vorschriften über die gerichtliche Zuständig­
keit sowie die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen beachtet werden .

En fe de lo cual , los abajo firmantes suscriben la presente Declaración .

Til bekræftelse heraf har undertegnede underskrevet denne erklæring .

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten ihre Unterschrift unter diese Erklärung gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα δήλωση .

In witness whereof the undersigned have signed this Declaration .

En foi de quoi , les soussignés ont signé la présente déclaration .

Dá fhianú sin , chuir na daione thíos-sínithe a lámh leis an Dearbhú seo .

Pessu til staδfestu hafa undirritaδir undirritaδ yfirlysingu pessa .

In fede di che , i sottoscritti hanno firmato la presente dichiarazione.

Ten blijke waarvan de ondergetekenden deze verklaring hebben ondertekend .

De undertegnete har undertegnet erklæringen til vitterlighet .

Em fé do que os abaixo-assinados firmaram a presente declaração .

Tämän vakuudeksi ovat allekirjoittaneet , asianmukaisesti siihen valtuutettuina , allekirjoittaneet
tämän yleissopimuksen .

Till bekräftelse härav har undertecknade undertecknat denna deklaration .
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Hecho en Lugano , a dieciséis de septiembre de mil novecientos ochenta y ocho .

Udfærdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundrede og otteogfirs .

Geschehen zu Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig .

Εγινε στο Λουγκάνο, στις δέκα έξι Σεπτεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδοντα οκτώ.

Done at Lugano on the sixteenth day of September in the year one thousand nine hundred and
eighty-eight .

Fait à Lugano , le seize septembre mil neuf cent quatre-vingt-huit .

Arna dhéanamh i Lugano , an séú lá déag de Mhéan Fómhair sa bhliain mile naoi gcéad ochto a
hocht .

Gjort i Lugano hinn sextánda dag septembermánaδar nítján hundruδ áttatíu og átta .

Fatto a Lugano , addì sedici settembre millenovecentottantotto .

Gedaan te Lugano , de zestiende september negentienhonderd achtentachtig .

Utferdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundre og åttiåtte .

Feito em Lugano , em dezasseis de Setembro de mil novecentos e oitenta e oito .

Tehty Luganossa kuudentenatoista päivänä syyskuuta vuonna tuhat yhdeksänsataa kahdeksankym­
mentäkahdeksan .

Som skodde i Lugano den sextonde september nittonhundraåttioåtta .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de Regering van het Koninkrijk België

For regeringen for Kongeriget Danmark

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
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Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française

Thar ceann Rialtas na hEireann

Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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ERKLÄRUNG

der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Übereinkommens, die
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind

Bei der Unterzeichnung des am 16 . September 1988 in Lugano geschlossenen Übereinkommens über
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- ijnd
Handelssachen

ERKLÄREN DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN,

daß sie es für angezeigt halten , daß der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften bei der
Auslegung des Brüsseler Übereinkommens den Grundsätzen gebührend Rechnung trägt , die sich aus
der Rechtsprechung zum Luganer Übereinkommen ergeben .

En fe de lo cual , los abajo firmantes suscriben la presente Declaración .

Til bekræftelse heraf har undertegnede underskrevet denne erklæring .

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten ihre Unterschrift unter diese Erklärung gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα δήλωση .

In witness whereof the undersigned have signed this Declaration .

En foi de quoi , les soussignés ont signé la présente déclaration .

Dá fhianú sin , chuir na daoine thíos-sínithe a lámh leis an Dearbhú seo .

Pessu til staδfestu hafa undirritaδir undirritaδ yfirlysingu pessa .

In fede di che , i sottoscritti hanno firmato la presente dichiarazione .

Ten blijke waarvan de ondergetekenden deze verklaring hebben ondertekend .

De undertegnete har undertegnet erklæringen til vitterlighet .

Em fé do que os abaixo-assinados firmaram a presente declaração .

Tämän vakuudeksi ovat allekirjoittaneet , asianmukaisesti siihen valtuutettuina , allekirjoittaneet
tämän yleissopimuksen .

Till bekräftelse härav har undertecknade denna deklaration .

Hecho en Lugano , a dieciséis de septiembre de mil novecientos ochenta y ocho .

Udfærdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundrede og otteogfirs .

Geschehen zu Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig .

Εγινε στο Λουγκάνο, στις δέκα έξι Σεπτεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδόντα οκτώ.

Done at Lugano on the sixteenth day of September in the year one thousand nine hundred and
eighty-eight .
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Fait à Lugano , le seize septembre mil neuf cent quatre-vingt-huit .

Arna dhéanamh i Lugano , an séú lá déag de Mhéan Fómhair sa bhliain mile naoi gcéad ochto a
hocht .

Gjort i Lugano hinn sextánda dag septembermánaδar nítján hundruδ áttatíu og átta .

Fatto a Lugano, addì sedici settembre millenovecentottantotto .

Gedaan te Lugano , de zestiende september negentienhonderd achtentachtig .

Utferdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundre og åttiåtte .

Feito em Lugano , em dezasseis de Setembro de mil novecentos e oitenta e oito .

Tehty Luganossa kuudentenatoista päivänä syyskuuta vuonna tuhat yhdeksänsataa kahdeksankym­
mentäkahdeksan .

Som skedde i Lugano den sextonde september nittonhundraåttioåtta .

Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de Regering van het Koninkrijk België

For regeringen for Kongeriget Danmark

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de Espana

Pour le gouvernement de la République française
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Thar ceann Rialtas na hEireann

Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

Pelo Governo da Repüblica Portuguesa

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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ERKLÄRUNG

der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Übereinkommens, die
Mitglieder der Europäischen Freihandelsassoziation sind

Bei der Unterzeichnung des am 16 . September 1988 in Lugano geschlossenen Übereinkommens über
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen

ERKLÄREN DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN
FREIHANDELSASSOZIATION,

daß sie es für angezeigt halten , daß ihre Gerichte bei der Auslegung des Luganer Übereinkommens den
Grundsätzen gebührend Rechnung tragen , die sich aus der Rechtsprechung des Gerichtshofes der
Europäischen Gemeinschaften und der Gerichte der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf­
ten zu denjenigen Bestimmungen des Brüsseler Übereinkommens ergeben , die in ihrem wesentlichen
Gehalt in das Luganer Übereinkommen übernommen worden sind .

En fe de lo cual , los abajo firmantes suscriben la presente Declaración .

Til bekræftelse heraf har undertegnede underskrevet denne erklæring .

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten ihre Unterschrift unter diese Erklärung gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω , οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα δήλωση .

In witness whereof the undersigned have signed this Declaration .

En foi de quoi , les soussignés ont signé la présente déclaration .

Dá fhianú sin , chuir na daoine thíos-sínithe a lámh leis an Dearbhú seo .

Pessu til staδfestu hafa undirritaδir undirritaδ yfirlysingu pessa .

In fede di che , i sottoscritti hanno firmato la presente dichiarazione .

Ten blijke waarvan de ondergetekenden deze verklaring hebben ondertekend .

De undertegnete har undertegnet erklæringen til vitterlighet .

Em fé do que os abaixo-assinados firmaram a presente declaração .

Tämän vakuudeksi ovat allekirjoittaneet , asianmukaisesti siihen valtuutettuina , allekirjoittaneet
tämän yleissopimuksen .

Till bekräftelse härav har undertecknade undertecknat denna deklaration .
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Hecho en Lugano, a dieciséis de septiembre de mil novecientos ochenta y ocho .

Udfærdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundrede og otteogfirs .

Geschehen zu Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig .

Εγινε στο Λουγκάνο, στις δέκα έξι Σεπτεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδόντα οκτώ.

Done at Lugano on the sixteenth day of September in the year one thousand nine hundred and
eighty-eight .

Fait à Lugano , le seize septembre mil neuf cent quatre-vingt-huit .

Arna dhéanamh i Lugano , an séú lá déag de Mhéan Fómhair sa bhliain mile naoi gcéad ochto a
hocht .

Gjört i Lugano hinn sextánda dag septembermánaδar nítján hundruδ áttatíu og átta .

Fatto a Lugano , addì sedici settembre millenovecentottantotto .

Gedaan te Lugano , de zestiende september negentienhonderd achtentachtig .

Utferdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundre og åttiåtte .

Feito em Lugano , em dezasseis de Setembro de mil novecentos e oitenta e oito .

Tehty Luganossa kuudentenatoista päivänä syyskuuta vuonna tuhat yhdeksänsataa kahdeksankym­
mentäkahdeksan .

Som skedde i Lugano den sextonde september nittonhundraåttioåtta .

Fyrir ríkisstjórn lýδveldisins Islands

For Kongeriket Norges Regiering

Für die Regierung der Republik Österreich
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Für die Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
Pour le gouvernement de la Confédération suisse
Per il governo della Confederazione svizzera

Suomen tassavallen hallituksen puolesta

För Konungariket Sveriges regering
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SCHLUSSAKTE

Die Bevollmächtigten

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS BELGIEN,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS DÄNEMARK ,

DER REGIERUNG DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND ,

DER REGIERUNG DER GRIECHISCHEN REPUBLIK ,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SPANIEN ,

DER REGIERUNG DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK ,

DER REGIERUNG IRLANDS ,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK ISLAND ,

DER REGIERUNG DER ITALIENISCHEN REPUBLIK ,

DER REGIERUNG DES GROSSHERZOGTUMS LUXEMBURG ,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE ,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS NORWEGEN ,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK ÖSTERREICH ,

DER REGIERUNG DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK ,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN,

DER REGIERUNG DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSENSCHAFT,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK FINNLAND ,

DER REGIERUNG DES KÖNIGREICHS GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND ,

die in Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig zur diplomatischen
Konferenz über die gerichtliche Zuständigkeit in Zivilsachen zusammengetreten sind , haben
festgestellt , daß die nachstehenden Texte auf dieser Konferenz abgefaßt und festgelegt worden
sind :

I. das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ;
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II . die folgenden Protokolle , die Bestandteil des Übereinkommens sind :

— Nr. 1 über bestimmte Zuständigkeits-, Verfahrens^ und Vollstreckungsfragen ;
— Nr. 2 über die einheitliche Auslegung des Übereinkommens ;
— Nr. 3 über die Anwendung von Artikel 57 ;

III . die folgenden Erklärungen :

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Überein­
kommens , die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind , zum Protokoll Nr . 3 über
die Anwendung von Artikel 57 des Übereinkommens ;

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Überein­
kommens , die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaften sind ;

— Erklärung der Vertreter der Regierungen der Unterzeichnerstaaten des Luganer Überein­
kommens , die Mitglieder der Europäischen Freihandelsassoziation sind .



25 . 11 . 88 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 319 /45

En fe de lo cual , los abajo firmantes suscriben la presente Acta final .

Til bekræftelse heraf har undertegnede underskrevet denne slutakt .

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten ihre Unterschrift unter diese Schlußakte gesetzt .

Σε πίστωση των ανωτέρω, οι υπογράφοντες πληρεξούσιοι έθεσαν την υπογραφή τους κάτω από την
παρούσα τελική πράξη .

In witness whereof, the undersigned have signed this Final Act .

En foi de quoi , les soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent acte final .

Dá fhianú sin , chuir na daoine thíos-sínithe a lámh leis an Ionstraim Chriochnaitheach seo .

Pessu til staδfestu hafa undirritaδir undirritaδ lokagerδ pessa .

In fede di che , i sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce al presente atto finale .

Ten blijke waarvan de ondergetekenden hun handtekening onder deze Slotakte hebben gesteld .

Til bekreftelse har de undertegnete underskrevet denne Sluttakt .

Em fé do que os abaixo-assinados apuseram as suas assinaturas no final do presente Acto Final .

Tämän vakuudeksi allekirjoittaneet ovat , allekirjoittaneet tämän Päättöpöytäkirjan .

Till bekräftelse härav har undertecknade undertecknat denna Slutakt .

Hecho en Lugano , a dieciséis de septiembre de mil novecientos ochenta y ocho .

Udfærdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundrede og otteogfirs .

Geschehen zu Lugano am sechzehnten September neunzehnhundertachtundachtzig .

Έγινε στο Λουγκάνο, στις δέκα έξι Σεπτεμβρίου χίλια εννιακόσια ογδόντα οκτώ .

Done at Lugano on the sixteenth day of September in the year one thousand nine hundred and
eighty-eight .

Fait à Lugano , le seize septembre mil neuf cent quatre-vingt-huit .

Arna dhéanamh i Lugano , an séú lá déag de Mhéan Fómhair sa bhliain mile naoi gcéad ochto a
hocht .

Gjört i Lugano hinn sextánda dag septembermánaδar nítján hundruδ áttatíu og átta .

Fatto a Lugano , addì sedici settembre millenovecentottantotto .

Gedaan te Lugano , de zestiende september negentienhonderd achtentachtig .

Utferdiget i Lugano , den sekstende september nitten hundre og åttiåtte .

Feito em Lugano , em dezasseis de Setembro de mil novecentos e oitenta e oito .

Tehty Luganossa kuudentenatoista päivänä syyskuuta vuonna tuhat yhdeksänsataa kahdeksankym­
mentäkahdeksan .

Som skedde i Lugano den sextonde september nittonhundraåttioåtta .
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Pour le gouvernement du royaume de Belgique
Voor de Regering van het Koninkrijk België

For regeringen for Kongeriget Danmark

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

Για την κυβέρνηση της Ελληνικής Δημοκρατίας

Por el Gobierno del Reino de España

Pour le gouvernement de la République française
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Fyrir ríkisstjórn lýδveldisins Islands

Per il governo della Repubblica italiana

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden

For Kongeriket Norges Regjering

Für die Regierung der Republik Österreich

Pelo Governo da Repüblica Portuguesa
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Für die Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
Pour le gouvernement de la Confédération suisse
Per il governo della Confederazione svizzera

Suomen tassavallen hallituksen puolesta

För Konungariket Sveriges regering

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland
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